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STANDORT

| Gesamtwirtschaftfliche und politische Entwicklung

Die deutsche Wirtschaft hat sich auch im Berichtszeitraum gut behaupten 
k�nnen. Ungeachtet der Eurokrise und der ged�mpften Konjunktur in den meis-
ten Eurol�ndern und in den USA konnten die deutschen Unternehmen ihre Posi-
tion in den M�rkten halten. Deutschland hat sich nach der Wirtschaftskrise 2008 
in beeindruckender Weise zur�ckgemeldet und ist heute eindeutig die dyna-
mischste und wettbewerbsf�higste Volkswirtschaft Europas. Nach Angaben des 
Statistischen Bundesamtes verzeichneten 2011 praktisch alle Wirtschaftsbereiche
einen Zuwachs der realen Bruttowertsch�pfung. Das reale Bruttoinlandsprodukt 
legte im abgelaufenen Jahr um 3,0 % gegen�ber dem Vorjahr (+3,7 %) zu. Der 
Aufschwung des Jahres 2011 st�tzte sich dabei auf eine breite Basis. Das Export-
wachstum von 8,2 % belegt die unver�ndert hohe Wettbewerbsf�higkeit von Pro-
dukten �Made in Germany� trotz der 
schwierigen au�enwirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen. Dar�ber hinaus bewegte sich auch 
die Binnenkonjunktur auf einem unerwartet 
hohem Niveau. Die deutschen Verbraucher 
lie�en sich von Negativschlagzeilen nicht ab-
schrecken und zeigten sich unver�ndert kon-
sumfreudig. 

Insbesondere der deutsche Mittelstand � der wichtigste Partner der Handelsver-
tretungen � konnte eine Gesch�ftslage auf Rekordniveau verzeichnen. Die Unter-
nehmen hatten zu Beginn der Finanzkrise vor zwei Jahren begonnen, sich mit 
Kostensenkungs- und Flexibilisierungsprogrammen eine solide Zukunftsbasis zu 
schaffen. Die Erfahrungen der damaligen Finanzkrise haben den Blick der 
Manager f�r Krisenpotentiale gesch�rft und sie dazu gebracht, umfassende vor-
beugende Ma�nahmen einzuleiten. Dies hat sich in diesem Jahr ausgezahlt. 

Allerdings haben sich die Konjunkturerwartungen gegen Ende des Jahres 2011
wieder etwas eingetr�bt. Das M�nchner ifo-Institut f�r Wirtschaftsforschung 
senkte seine Wachstumsprognose f�r das Jahr 2012 in Deutschland. Das Brutto-
inlandsprodukt werde 2012 voraussichtlich nur um 0,4 Prozent zunehmen, so das 
Institut.
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Die Staatsschuldenkrise wird eine entscheidende Rolle spielen, wie die Wirt-
schaftsentwicklung weiter verl�uft. Wenn gr��ere europ�ische L�nder in die 
Insolvenz gehen und systemrelevante Banken zusammenbrechen, w�rde dies 
Experten zufolge zu einem Wirtschaftseinbruch f�hren, der deutlich dramatischer 
w�re als der Einbruch im Krisenjahr 2009.

Damit ist gegenw�rtig auch die Politik gefragt. Die vielen Krisensitzungen und die 
entsprechenden Schlagzeilen beherrschten das politische Spektrum im Berichts-
zeitraum. Die Bem�hungen, die wirtschaftliche Schw�che einzelner Eurol�nder 
aufzufangen und die europ�ische Union wieder zu der alten St�rke zur�ckzu-
f�hren, stehen gegenw�rtig im Zentrum des politischen Geschehens. Das wird 
auch f�r die stark exportorientierte deutsche Wirtschaft zu einer Schl�sselfrage 
werden. Auch die Handelsvertretungen, die in immer st�rkerem Ausma� grenz-
�berschreitend t�tig werden, brauchen eine starke Gemeinschaft.

Bestimmt wurde das politische Geschehen im
Berichtszeitraum auch von etlichen Landtags-
wahlen, deren Ergebnisse die politische Land-
schaft m�glicherweise l�ngerfristig ver�ndern 
werden.

| Die Situation der Handelsvertretungen

Ein Indikator f�r die betriebswirtschaftliche 
Situation der Handelsvermittlungen sind die Er-
gebnisse des Unternehmenskompasses, der j�hr-
lich vom Institut f�r Handelsforschung (IfH) in Zu-
sammenarbeit mit dem CDH-Forschungsverband 
durchgef�hrt wird.

Die Ergebnisse des CDH-Unternehmenskompasses 2011 f�r das Gesch�ftsjahr 
2010 zeigen, dass die Gesamteinnahmen im Durchschnitt der erfassten Handels-
vertretungen gegen�ber dem Vorjahr um 1 % gestiegen sind. Die Betriebe ohne 
Gesch�fte auf eigene Rechnung hatten einen Anstieg ihrer Gesamteinnahmen 
um durchschnittlich 6 % gegen�ber dem Vorjahr zu verzeichnen. Die Gesamt-
einnahmen der Betriebe mit Gesch�ften auf eigene Rechnung verringerte sich 
um 6 %. Auf einen Mitarbeiter (einschlie�lich Inhaber) entfielen im Berichtsjahr 
Gesamteinnahmen in H�he von 82.555 Euro. Das waren 15,1 % weniger als im
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Jahr davor. Die betriebswirtschaftlichen Gesamtkosten (Kosten einschlie�lich 
kalkulatorischem Unternehmerlohn und kalkulatorischen Zinsen f�r Eigenkapital) 
beliefen sich 2010 im Durchschnitt der Handelsvertreterbetriebe auf 95,7 % der 
Gesamteinnahmen. Dabei ist zu ber�cksichtigen, dass seit nunmehr drei Jahren 
Gewerbesteuern und Pflichtabgaben nicht mehr als Kostenart erhoben werden, 
weil sie nicht mehr steuerlich absetzbar sind und ihre Ber�cksichtigung als 
Kostenart den Ausweis eines zu niedrigen steuerlichen Betriebsergebnisses zur 
Folge gehabt h�tte. Die Kostenbelastung ist somit gegen�ber 2009 (98,2 %) um 
2,5 % der Gesamteinnahmen gesunken, nachdem sie im Vorjahr gegen�ber
2008 (86,1 %) um 12,1 % der Gesamteinnahmen gestiegen und in den ersten 
sechs Jahren davor kontinuierlich gesunken war.

Dementsprechend verbesserte sich das betriebswirtschaftliche Betriebsergebnis 
im Durchschnitt der erfassten Handelsvertreterbetriebe von 1,8 % auf 3,3 % der 
Gesamteinnahmen. Legt man als Bezugsgr��e nicht die Gesamteinnahmen, 
sondern den vermittelten Warenumsatz zugrunde, dann betrug im Jahre 2010 
der Anteil des betriebswirtschaftlichen Betriebsergebnisses 0,29 % gegen�ber 
0,10 % und 0,61 % in den beiden vorangegangenen Jahren. Etwas geringer fiel 
im Berichtsjahr der Anstieg des steuerlichen Betriebsergebnisses aus, und zwar 
um 2,1 Prozentpunkte von 26,4 % auf 28,5 % der Gesamteinnahmen.

Von den zw�lf untersuchten Kostenarten sind im Berichtsjahr die Anteile von f�nf 
Kostenarten an den Gesamteinnahmen gesunken, w�hrend die Anteile von 
sechs Kostenarten anstiegen. Der Anteil der allgemeinen Verwaltungskosten und 
sonstigen Kosten an den Gesamteinnahmen blieb mit 7,7 % konstant (Einzel-
heiten dazu siehe Tabelle Seite 4). Am st�rksten erh�ht hat sich erneut der Anteil 
des kalkulatorischen Unternehmerlohns von 22,7 % auf 23,4 % um 0,7 Prozent-
punkte und der Anteil der Kraftfahrzeugkosten von 7,9 % auf 8,4 % um 0,5 
Prozentpunkte der Gesamteinnahmen. Mit dem kr�ftigen R�ckgang der Per-
sonalkosten um 3,3 Prozentpunkte von 40,6 % auf 37,3 % und der leichten Ver-
ringerung der Provisionen an Untervertreter von 0,7 % auf 0,6 % der Gesamt-
einnahmen um 0,1 Prozentpunkt, wurde das im Vorjahr drastische Anwachsen 
des gesamten Personalkostenanteils, der aus diesen beiden Kostenarten und 
dem kalkulatorischen Unternehmerlohn besteht, von seinerzeit 64,0 % an den 
Gesamteinnahmen auf jetzt 61,3 % deutlich verringert. Damit konnte, wie 2008 
und 2007, ein langj�hriger Trend umgekehrt werden.

Bei dieser Betrachtung der Kostenentwicklung muss aber unbedingt folgendes 
beachtet werden: Die betriebswirtschaftlichen Kosten wurden auf die Gesamtein-
nahmen prozentuiert. Bei einem R�ckgang der Gesamteinnahmen kann folglich
der Anteil der Kosten an den Gesamteinnahmen im Vergleich zum Vorjahr
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steigen, auch wenn sich die absolute H�he der einzelnen Kostenarten im 
Vergleich mit den Werten des Vorjahres nicht erh�ht hat. Bei einem Anstieg der
Gesamteinnahmen kann sich dagegen der Kostenanteil an den Gesamtein-
nahmen verringern, auch wenn die absolute H�he der Kosten nicht gesunken ist.

Die betriebswirtschaftlichen Gesamtkosten haben sich im Jahre 2010 im Durch-
schnitt aller Handelsvertretungen im Vergleich zum Vorjahr nicht ver�ndert. In 
Handelsvertretungen ohne Eigengesch�ft sind sie jedoch nur um 2 Prozent-
punkte gestiegen, w�hrend sie bei den Handelsvertretungen mit Eigengesch�ft 
um 2 Prozentpunkte gesunken sind.

* wird nicht mehr ermittelt, da nicht mehr steuerlich absetzbar

Ergebnisse Unternehmenskompass 2011

Auswertungsposition 2006 2007 2008 2009 2010

Entwicklung der Gesamteinnahmen (Vorjahr = 100) 105 102 106 92 101

Gesamteinnahmen je besch�ftigte Person in � 107.903 100.903 113.220 97.230 82.555

Entwicklung verschiedener Kostenarten

Personalkosten ohne Provisionen an selbst�ndige 
Untervertreter und Unternehmerlohn 43,2 37,7 36,1 40,6 37,3

Provisionen an selbst�ndige Untervertreter 0,8 1,8 1,0 0,7 0,6

kalkulatorischer Unternehmerlohn 12,9 16,4 16,5 22,7 23,4

Kraftfahrzeugkosten 6,5 8,2 7,4 7,9 8,4

Reisekosten 2,1 2,1 2,7 2,9 3,1

Bewirtungsspesen und sonstige Kosten der Werbung 2,5 2,5 2,1 2,0 1,9

Raumkosten 4,6 4,3 3,9 5,0 5,2

Telekommunikations- und Portokosten 1,9 1,8 1,7 2,0 1,9

Gewerbesteuer und Pflichtabgaben 4 3,6 * * *

Zinsen f�r Fremdkapital 1,1 1,7 1,5 0,8 1,1

kalkulatorische  Eigenkapitalzinsen 1,5 1,9 1,7 2,0 0,9

Abschreibungen 5 4,2 3,8 4,0 4,4

Allgemeine Verwaltungs- und sonstige Kosten 5,1 4,8 7,5 7,7 7,7

Betriebswirtschaftliche Gesamtkosten 91,4 90,9 86,1 98,2 95,7

Betriebswirtschaftliches Betriebsergebnis 8,6 9,1 13,9 1,8 4,3
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| Neu: CDH-Vertriebsbarometer

Das erste Vertriebsbarometer in der neuen Form, n�mlich als Online-Befragung,
wurde im M�rz 2012 durchgef�hrt. Die Ergebnisse zeigen eine gute Stimmung im 
Vertrieb. 11,4 % der befragten Handelsvertretungen nennen ihre gegenw�rtige 
Gesch�ftslage sehr gut (Herbst 2011: 10,6 %) und etwas �ber die H�lfte gut (Herbst 
2011: 45,6 %). Befriedigend ist die Situation f�r fast 30 %. Allerdings hat sich der 
Anteil der Befragten mit schlechter Gesch�ftslage gegen�ber dem Herbst etwas 
erh�ht (von 6,7 % auf 8,7 %). 

CDH-VERTRIEBSBAROMETER FrÄhjahr 2012 
Beurteilung der eigenen Gesch�ftslage der Handelsvertretungen 

(n=495)

sehr gut
11,4%

gut
50,4%

befriedigend
29,5%

schlecht
8,7%

Hinsichtlich der Branchenlage ergeben sich bei dieser Umfrage abweichende 
Werte: W�hrend in fr�heren Befragungen die Branchenlage durchg�ngig 
schlechter eingesch�tzt wurde als die eigene Gesch�ftslage, zeigt sich in diesem 
Fr�hjahr ein differenzierteres Bild: Die Anzahl der Bewertung �gute Branchen-
lage� liegt h�her als die der eigenen Gech�ftslage und die Bewertung �schlechte 
Branchenlage� geringer als die der eigenen Situation. Die Zukunftsperspektiven
"Gesamt" werden kurzfristig (bis zu 6 Monaten) unterschiedlich beurteilt. Die 
�berwiegende Mehrheit (62,7 %) erwartet keine Ver�nderungen, etwa ein Viertel 
der Befragten zeigt mehr Optimismus, nur ca. 12 % sind pessimistisch. Lang-
fristig sind die Erwartungen sogar f�r mehr als 36 % positiv, ca. 35 % erwarten 
keine Ver�nderung, allerdings sind ca. 27 % langfristig pessimistischer gestimmt.
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RECHT

Die T�tigkeit der CDH auf dem Rechtsgebiet war auch in diesem Ge-
sch�ftsjahr gepr�gt von der Interessenvertretung der Vertriebsunter-
nehmen, insbesondere der Handelsvertretungen, Vertragsh�ndler und
Handelsmaklerbetriebe, gegen�ber der Bundesregierung, dem Parlament, 
den Ministerien und anderen Bundesbeh�rden. Eine nachhaltige Ein-
flussnahme auf den politischen Entscheidungsprozess erforderte zahl-
reiche Gesetzesvorhaben mit nicht unerheblichen Auswirkungen auf den Wirt-
schaftsbereich der Vertriebsunternehmen. Ebenfalls wurden �nderungen bewirkt 
und Impulse f�r zuk�nftige Gesetzgebungsverfahren gegeben.

Die CDH hat sich mit Rechtsartikeln in Fachzeitschriften mit der kontinuierlichen 
Ver�ffentlichung aktueller Gerichtsentscheidungen und dem Kontakt zu den 
f�hrenden Kommentatoren im Handelsvertreterrecht f�r die Fortentwicklung des 
Vertriebsrechts eingesetzt und dar�ber ausf�hrlich berichtet. Dar�ber hinaus 
wurden Rechtsbrosch�ren, Vertragsmuster und Arbeitspapiere �berarbeitet, zahl-
reiche neu erstellt. Durch eine Vielzahl von Vortragsveranstaltungen und 
Seminaren wurden diese T�tigkeiten flankiert. Ebenfalls wurde der Kontakt mit 
Rechtsanw�lten, die sich st�ndig mit dem Handelsvertreter- und Vertriebsrecht 
besch�ftigen, national wie auch international intensiviert, um den Mitgliedsfirmen 
der CDH-Organisation jederzeit f�r den Fall einer gerichtlichen Auseinander-
setzung kompetente rechtliche Hilfe anbieten zu k�nnen. Im Berichtszeitraum 
wurde u.a. aus diesem Grunde ein weiteres internationales CDH-Rechtsanwalts-
forum veranstaltet, das mit einer Vielzahl von Teilnehmern aus vielen L�ndern 
Europas sehr regen Anklang fand. Auch wurde die Fachtagung �Praxisforum 
Vertriebsrecht 2011� gemeinsam mit dem Forum Institut f�r Management 
durchgef�hrt, in der die neuesten Entwicklungen im Vertriebsrecht sowohl in 
Deutschland wie auch auf europ�ischer Ebene im Vordergrund standen. 

| Wertersatzvorschriften bei FernabsatzvertrÅgen aufrecht 
erhalten

Zum Mitgliederkreis der CDH-Organisation z�hlen auch Unternehmer, die selbst�ndig
im Vertrieb t�tig sind und zunehmend auch Waren unmittelbar an den Verbraucher
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verkaufen. Aus diesem Grunde hatte sich die CDH in die Reformbestrebungen 
zum Widerrufsrecht bei Fernabsatzvertr�gen � insbesondere den Regelungen 
zum Wertersatz � eingeschaltet. Dabei ging es insbesondere darum, dass der 
Anspruch des Verk�ufers auf Wertersatz vom Grundsatz her weiter auf-
rechterhalten bleiben sollte und dies zudem unter f�r den gewerblichen Verk�ufer 
handhabbaren Voraussetzungen. Am 4. August  2011 sind die aus diesen Re-
formbestrebungen hervorgegangenen �nderungen zum Wertersatz beim Wider-
ruf von Fernabsatzvertr�gen in Kraft getreten. In � 312e BGB wurde eine neue, 
eigenst�ndige Regelung zum Wertersatz f�r gezogene Nutzungen bei Fernab-
satzvertr�gen eingef�gt. Au�erdem wurde der Wertersatz wegen Ver-
schlechterung der Ware gem�� � 357 Abs. 3 BGB ge�ndert. Die Gesetzes-
�nderungen sind auf die sog. Messner-Entscheidung des EuGH zur�ckzuf�hren, 
in der das oberste Europ�ische Gericht die deutschen Regelungen zum 
Wertersatz teilweise f�r gemeinschaftsrechtswidrig erkl�rt hatte.

K�nftig muss ein Verbraucher dann Wertersatz f�r die Nutzung der Kaufsache 
leisten, �soweit er die Ware in einer Art und Weise genutzt hat, die �ber die 
Pr�fung der Eigenschaften und der Funktionsweise hinausgeht.� Auch muss 
der Verbraucher sp�testens bei Vertragsschluss auf diese Rechtsfolge hinge-
wiesen sowie �ber sein Widerrufs- oder R�ckgaberecht belehrt worden sein. 
Amtliche Muster f�r die Widerrufs- und R�ckgabebelehrung sind im Bundes-
gesetzblatt ver�ffentlicht worden.

| AnfechtungsmÇglichkeit einer ZurÄckweisung der 
Berufung nach É 522 ZPO erÇffnet

Berufungsgerichte waren bislang nach � 522 Abs. 2 ZPO verpflichtet, die Beru-
fung in klaren F�llen ohne m�ndliche Verhandlung und ohne weitere Anfechtungs-
m�glichkeiten zur�ckzuweisen. Die seit dem 27. Oktober 2011 in Kraft getretene 
Neuregelung st�rkt die m�ndliche Verhandlung und baut den Rechtsschutz aus.

Die CDH hatte sich nachhaltig f�r eine Reform dieser Regelung eingesetzt und die
Schaffung einer Anfechtungsm�glichkeit gefordert, da immer wieder auch 
Handelsvertretungen von dieser fehlenden Rechtsschutzm�glichkeit betroffen 
waren.

Auch im Berufungsverfahren muss jetzt immer m�ndlich verhandelt werden, wenn
eine m�ndliche Er�rterung des Rechtsstreits geboten ist � zum Beispiel wegen der
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existenziellen Bedeutung des Rechtsstreits f�r eine Partei �, selbst wenn die 
Sache aussichtslos erscheint und keine Grundsatzbedeutung hat. Die Schwelle 
f�r eine Prozessbeendigung durch unanfechtbaren Beschluss wurde herauf-
gesetzt. K�nftig kann dies nur noch geschehen, wenn die Berufung offensichtlich 
keine Aussicht auf Erfolg hat, w�hrend bislang Offensichtlichkeit nicht gefordert 
wurde. Das Rechtsmittel der Nichtzulassungsbeschwerde wurde eingef�hrt. 
Selbst wenn eine Berufung durch Beschluss ohne m�ndliche Verhandlung zu-
r�ckgewiesen wird, kann dagegen nunmehr ab einem Beschwerdewert von 
20.000 � Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt werden. Damit sind nunmehr 
Zur�ckweisungsbeschl�sse unter den gleichen Voraussetzungen wie ehemals 
schon Berufungsurteile anfechtbar. 

Damit wurden zugleich regionale Unterschiede im Rechtsschutz beseitigt. Bisher 
wurde von Gericht zu Gericht n�mlich sehr unterschiedlich von dieser Vorschrift 
Gebrauch gemacht, Berufungen durch unanfechtbaren Beschluss zur�ckzu-
weisen. W�hrend in bestimmten Gerichtsbezirken mehr als jede vierte Berufung 
durch unanfechtbaren Beschluss zur�ckgewiesen wurde, war es in anderen Re-
gionen nicht einmal jede zehnte. Mit dem neuen Gesetz wirken sich diese 
regionalen Unterschiede nicht mehr aus. Es gibt die gleichen Rechtsmittel, unab-
h�ngig davon ob die Entscheidung durch Urteil oder Beschluss ergeht.

| BekÅmpfung von Zahlungsverzug im GeschÅftsverkehr 
begrÄÑt

Das Bundesjustizministerium hatte die CDH aufge-
fordert, zum Entwurf eines Gesetzes zur Bek�mpfung 
von Zahlungsverzug im Gesch�ftsverkehr, Stellung zu 
nehmen mit dem die Richtlinie 2011/7/EU des Euro-
p�ischen Parlaments und des Rates vom 16.02.2011 
umgesetzt werden muss. Die CDH, die seinerzeit auch 
bereits zum Entwurf der EU-Richtlinie Stellung bezogen 
hatte, begr��te den Referentenentwurf, mit dem bereits 
bestehende Instrumentarien zum Schuldnerverzug 
weiter versch�rft, ausgedehnt und verfeinert werden 
sollen. 

Erstmals soll eine H�chstgrenze f�r Zahlungsfristen gesetzlich bestimmt werden 
(60 Tage bei Unternehmen und 30 Tage bei �ffentlichen Stellen). Dass auch die
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AGB-Recht

�ffentliche Hand den Zahlungsverzugsregelungen unterf�llt, wurde von der CDH 
ausdr�cklich begr��t - insbesondere da zahlreiche Vertriebsunternehmen vor 
allem im Bauwesenbereich �ffentliche Stellen als Kunden haben. Gerade in 
diesem Wirtschaftsbereich wurde von vielen CDH-Mitgliedsunternehmen immer 
wieder die ungen�gende Zahlungsmoral beklagt.

Ebenso begr��te die CDH die Anhebung der Verzugszinsen auf neun Prozent-
punkte �ber dem Basiszinssatz und die Einf�hrung einer Pauschale in H�he von 
40 �. Mit einer solchen Entsch�digung zus�tzlich zu den Verzugszinsen k�nne 
die Zahlungsmoral effektiv gesteigert und das Wirtschaftsleben verbessert 
werden. Um das Verh�ltnis zur H�he des Rechnungsbetrags zu wahren �, 
insbesondere wenn ein Unternehmen lediglich einen Tag oder nur wenige 
Tage mit der Zahlung in Verzug ist, schlug die CDH eine Abstufung vor, dass 
der Pauschalbetrag bei Rechnungsbetr�gen unter 150 � auf 20 � herabgesetzt 
wird.

Die EU-Richtlinie muss nun � wie in den anderen Mitgliedstaaten � auch in 
Deutschland bis zum 16. M�rz 2013 in innerstaatliches Recht umgesetzt werden.

| MaÑvoller Umgang bei Önderungen des AGB-Rechts fÄr 
VertrÅge zwischen Unternehmen angemahnt

Vor dem Hintergrund, dass h�ufig 
auch Handelsvertreter- und Ver-
tragsh�ndlervertr�ge unter die AGB-
rechtlichen Regelungen fallen
k�nnen, nutzte die CDH die Ge-
legenheit, um zu einem vom Bundesministerium der Justiz verschickten Frage-
bogen bez�glich etwaiger �nderungen des AGB-Rechts f�r Vertr�ge im unter-
nehmerischen Gesch�ftsverkehr Stellung zu nehmen.

Die CDH stellte zun�chst heraus, dass es sich bei der Art der Vertr�ge, die im 
Mitgliederbereich mit anderen Unternehmen geschlossen werden, in der Haupt-
sache um Vertriebsvertr�ge insbesondere um Handelsvertreter- und Vertrags-
h�ndlervertr�ge handelt. In der Vertriebspraxis werden diese in der Regel von 
den vertretenen Unternehmen formularm��ig ausgestaltet, gerade wenn diese 
mehrere Repr�sentanten in ihrem Vertriebsgebiet unterhalten. Diese Vertriebs-
vertr�ge werden dabei nicht ausgehandelt, sondern dem Handelsvertreter
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bzw. Vertragsh�ndler ohne gro�e Verhandlungsspielr�ume vorgelegt. Folglich 
unterliegen derartige mehrfach verwendete Handelsvertreter- bzw. Vertrags-
h�ndlervertr�ge als Formularvertr�ge vollumf�nglich dem AGB-Recht. Durch die 
zunehmende Konzentration der Anbieter in vielen Branchen stehen immer mehr 
marktm�chtige Unternehmen den zahlreichen mittelst�ndischen Vertriebs-
unternehmen gegen�ber. Dementsprechend sind Verhandlungen auf Augenh�he 
h�ufig nicht m�glich. Vertriebsunternehmer m�ssen oft die gestellten Be-
dingungen der vertretenen Unternehmen in Kauf nehmen, um den Vertrags-
abschluss �berhaupt zu erreichen. Das stellt eine einseitige Inanspruchnahme 
der Vertragsfreiheit dar, was nicht zu einem angemessenen Interessens-
ausgleich zwischen den Vertragsparteien f�hren kann. Daher hat das AGB-Recht 
f�r CDH-Mitglieder eine besonders gro�e Bedeutung - gerade im Hinblick auf 
Vertragsklauseln, die dispositives Recht abbedingen und Handelsvertretungen 
unangemessen benachteiligen bzw. die Risiken auf sie abw�lzen k�nnen, die 
durchaus auch ihre Existenz gef�hrden k�nnen.

Folglich schafft das AGB-Recht eine zus�tzliche Rechtssicherheit, von der ge-
rade der Mittelstand - der schlie�lich das R�ckrad der Wirtschaft bildet - profitiert. 
Denn mit Hilfe des AGB-Rechts lassen sich viele f�r die Handelsvermittlung 
nachteilige Klauseln zu Fall bringen. Handelsvertretungen brauchen Planungs-
sicherheit, um erfolgreich am Markt auch im Sinne ihrer Partnerunternehmen
agieren zu k�nnen. Sie m�ssen erkennen und nachvollziehen k�nnen, inwiefern 
welche Ver�nderungen auf sie zu kommen. So sind bspw. dank des AGB-Rechts 
Klauseln unwirksam, die den vertretenen Unternehmen ein einseitiges Recht ge-
w�hren wie �nderungsvorbehalte hinsichtlich des Vertretungsbezirkes, Kunden-
stammes oder Provisionsh�he. Gleiches gilt f�r einseitige K�ndigungsgr�nde, die 
ohne sachlichen Grund nur einer Vertragspartei zustehen. Auch die Verlagerung 
des Absatzrisikos auf den Handelsvertreter oder Haftungsbegrenzungs- und Frei-
zeichnungsklauseln halten der derzeitigen AGB-Kontrolle nicht stand.

Die CDH betonte, dass das geforderte h�here Ma� an Vertragsfreiheit nicht zu 
Lasten derjenigen Vertragspartner gehen darf, die in der Praxis solchen For-
mularvertr�gen unterworfen werden. Die �� 307 ff. BGB schaffen eine Vertrags-
gerechtigkeit, die wirtschaftlich unterlegende Vertriebsunternehmen vor einer Be-
drohung ihrer Existenz sch�tzen k�nnte. Das darf nicht vorschnell aufgegeben 
werden. Bedacht werden sollte ferner, dass solche unwirksamen Vertrags-
klauseln im Einzelfall zu erheblichen finanziellen Verlusten beider Seiten f�hren 
k�nnen, also seitens der Handelsvertreter wie auch seitens der vertretenen 
Unternehmen.
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| VerbandsÄbergreifende Zusammenarbeit im Arbeitskreis 
"SelbstÅndige im Vertrieb" fortgefÄhrt

Der Arbeitskreis f�r �Selbst�ndige im Vertrieb�, der 
sich auf ma�gebliche Initiative der CDH im Jahre 
2002 gebildet hatte, hat im Berichtszeitraum mehr-
fach getagt. Dem Arbeitskreis geh�ren neben der 
CDH der Gesamtverband der Deutschen Ver-
sicherungswirtschaft e.V. (GDV), der Bundes-

verband Direktvertrieb Deutschland e.V. (BDD), der Verband der privaten Bau-
sparkassen e.V. (VdpB), der Deutsche Franchise Verband e.V. (DFV) und auch 
der Deutsche Industrie- und Handelskammertag e.V. (DIHK) an. Im Rahmen der 
regelm��ig stattfindenden Arbeitstreffen werden belastende Ma�nahmen f�r den 
Vertrieb auf EU- und Bundesebene diskutiert und gemeinsame oder auch separat 
durchgef�hrte Aktionen abgestimmt. 

Im Berichtszeitraum besch�ftigte sich der Arbeitskreis insbesondere mit den 
Themen eines EU-Richtlinientwurfes �ber die Rechte der Verbraucher, dem 
Gr�nbuch eines Europ�ischen Vertragsrechts f�r Verbraucher und Unternehmen, 
der Neufassung des Begriffes der hauptberuflich selbst�ndigen T�tigkeit durch 
den Spitzenverband der gesetzlichen Krankenversicherungen, dem Gesetzent-
wurf zur Anpassung der Vorschriften �ber den Wertersatz bei Widerruf von 
Fernabsatzvertr�gen, dem Gesetzentwurf zur �nderung des BGB zum besseren 
Schutz der Verbraucherinnen und Verbraucher vor Kostenfallen im elektro-
nischen Gesch�ftsverkehr und dem EU-Richtlinienentwurf zur verantwortungs-
vollen Kreditvergabe und der Reform der Versicherungsvermittlerrichtlinie. 

Zwischen den Teilnehmern wurden zu diesen Themen einzelne Aktionen und die 
Vorgehensweise auf politischer Ebene abgestimmt, um fr�hzeitig auf den 
politischen Entscheidungsproze� im Sinne der beteiligten Verb�nde einwirken zu 
k�nnen.

| 11. Praxisforum Vertriebsrecht mit ausgerichtet

Mit Unterst�tzung der CDH f�hrte das FORUM-Institut f�r Management GmbH 
am 24. und 25. November 2011 in D�sseldorf das mittlerweile bereits elfte Forum 
f�r Vertriebsrecht durch. Das Praxisforum hat sich zu einem "jour fixe" f�r all die-
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jenigen entwickelt, die im Vertriebsrecht t�tig sind. 
J�hrlich kommen die f�hrenden Juristen aus der Ver-
triebsrechtspraxis der unterschiedlichsten Branchen, 
Wirtschaftszweige und Verb�nden zu einem inten-
siven Gedanken- und Erfahrungsaustausch �ber die 
aktuellen Entwicklungen im Vertriebsrecht und deren
Auswirkungen in der Praxis zusammen. Top-
referenten aus der Rechtsprechung � auch diesmal 
wirkte eine Richterin des Bundesgerichtshofs, Frau Dr. Rhona Fetzer, mit, die 
dem VIII. Senat angeh�rt, der f�r das Vertriebsrecht zust�ndig ist �, von 
mehreren Hochschulen, Unternehmen, Verb�nden und f�hrenden Anwalts-
kanzleien f�hrten im Plenum und den Arbeitsgruppen aus. Ebenfalls waren gleich 
mehrere Kommentatoren des Handelsvertreterrechtes aus den entscheidenden 
juristischen Kommentaren als Referenten oder Teilnehmer auf der Tagung 
pr�sent. Anwesend waren somit all diejenigen, die Literatur und Rechtsprechung 
im Handelsvertreter- und Vertriebsrecht entscheidend pr�gen.

Die Schwerpunkte lagen bei den neuesten Entwicklungen im Handelsvertreter-
und Vertragsh�ndlerrecht und der Gestaltung von internationalen Franchise-Ver-
tr�gen. Dar�ber hinaus wurden die Themen AGB in Import- und Exportvertr�gen 
und der Produkthaftung als Vertriebsrisiko ausf�hrlich besprochen. Lebhaft dis-
kutiert wurden im Handelsvertreterrecht insbesondere der Umfang der Kontroll-
und Informationsrechte, hier insbesondere der Anspruch des Handelsvertreters 
auf einen Buchauszug und dessen Durchsetzung in der Praxis. Zudem waren 
ebenfalls die Darstellungen zur Betroffenheit der Selbst�ndigen im Vertrieb von 
einer Rentenversicherungspflicht von besonderem Interesse. Die Veranstaltung 
nutzten auch zahlreiche Hauptgesch�ftsf�hrer und Gesch�ftsf�hrerinnen der 
CDH-Landesverb�nde zum Gedankenaustausch und auch zum Intensivieren von 
Kontakten zu den Anw�lten, die insbesondere auch vertretene Unternehmen be-
raten. Auch waren mehrere Justiziare von gr��eren Unternehmen als Teilnehmer 
zugegen, die bereits mit Handelsvertretern ihren Vertrieb organisieren oder �ber 
eine Umstellung ihres Vertriebes auf diesen Vertriebsweg ernsthaft nachdenken. 
Die neu gekn�pften Kontakte und die vielen Informationen und Eindr�cke, die an 
diesen beiden Tagen gesammelt wurden, werden in die Lobbyt�tigkeit der CDH 
und auch die Beratungspraxis der Landesverb�nde einflie�en.
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Auch in diesem Berichtszeitraum ver�nderte sich das 
Steuerrecht durch Ma�nahmen des Gesetzgebers, 
durch neue Verwaltungsanweisungen und nicht zu-
letzt durch die Rechtsprechung der Finanzgerichte.

Die Ver�nderungen im Steuerrecht waren von der CDH zu bewerten und zu 
denjenigen Punkten, die den Wirtschaftsbereich Handelsvermittlung und Vertrieb 
in besonderer Weise ber�hrten, z.B. durch Mitwirkung in Gremien oder Stellung-
nahmen Einfluss zu nehmen. Die f�r Handelsvertreter und Handelsmakler be-
deutsamsten �nderungen des Steuerrechts wurden im H&V Journal sowie in 
Vortragsveranstaltungen und Seminaren erl�utert. Au�erdem wurden die f�r den 
Wirtschaftsbereich wichtigen finanzgerichtlichen Urteile analysiert und die Ver-
bandspublikationen den ge�nderten steuerlichen Rahmenbedingungen angepasst.

| Bericht zur Gesetzgebung

Als Gesetzgebungsakt waren f�r den Bereich Handelsvermittlung und Vertrieb 
insbesondere das Dritte Gesetz zur �nderung des Umsatzsteuergesetzes und 
das Steuervereinfachungsgesetz von besonderer Bedeutung.

� Ist-Besteuerung

Kurz vor Jahresschluss 2011 sorgte der Gesetzgeber mit dem Dritten Gesetz zur 
�nderung des Umsatzsteuergesetzes f�r die von der CDH seit langem geforderte 
unbefristete Fortgeltung der 500.000 �-Grenze bei der Umsatzsteuer. Ohne die-
ses Gesetz k�nnten seit dem 1. Januar 2012 von dem Vorteil der Ist-Be-
steuerung nur noch Unternehmen mit einem Vorjahresumsatz von 250.000 � 
profitieren. Zuletzt hat CDH-Pr�sident Heinrich Schmidt anl�sslich der CDH-
Hauptversammlung im Mai 2011 im Roten Rathaus in Berlin den anwesenden 
Mittelstandsbeauftragten der Bundesregierung, Ernst Burgbacher MdB, Parla-
mentarischer Staatssekret�r beim Bundeswirtschaftsministerium, eindringlich 
darum gebeten, sich daf�r einzusetzen, dass die Bundesregierung die geltende 
Umsatzgrenze dauerhaft festschreibt.
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Der Vorteil der Ist-Besteuerung: Die Umsatzsteuer aus den Rechnungen der 
Handelsvertreter bzw. den Gutschriften der vertretenen Unternehmen ist durch 
den Handelsvertreter erst dann an den Fiskus abzuf�hren, wenn das Provisions-
entgelt auch tats�chlich auf dem Konto des Handelsvertreters eingegangen ist. 
Nach der Grundregel entsprechend der Soll-Besteuerung ist die Umsatzsteuer 
schon dann durch den Handelsvertreter zu bezahlen, wenn die vermittelte 
Leistung, also das vermittelte Warengesch�ft, ausgef�hrt wurde. Unter Aus-
f�hrung ist die Lieferung der Waren an den Kunden zu verstehen. Da dieser Zeit-
punkt regelm��ig weit vor dem Zeitpunkt liegt, an dem der Handelsvertreter 
seine Provision erh�lt, ist die Ist-Besteuerung, die sich am Zahlungseingang und 
nicht am Entstehungszeitpunkt der Provision orientiert, gerade f�r Handelsver-
mittlungen von besonderem Vorteil. Nach der Soll-Besteuerung w�rde der 
Handelsvermittler Liquidit�tsnachteile erleiden, da er die Umsatzsteuer auf seine 
Provisionen vorzufinanzieren h�tte. 

Das stetige Mahnen und Dr�ngen der CDH hat zu einem wichtigen Erfolg 
gef�hrt. Mit dem Dritten Gesetz zur �nderung des Umsatzsteuerrechts wurde die 
Fortgeltung beschlossen. Die Besonderheit: Die Fortgeltung wurde nicht, wie dies 
in den Vorjahren erfolgte, befristet. Sie gilt nun unbefristet. Damit ist f�r die Ver-
triebsunternehmen eine langfristige Sicherheit geschaffen.

� Elektronische Rechnungen

Auch das Steuervereinfachungsgesetz 2011 aus November 2011 enth�lt eine 
wichtige �nderung f�r die Vertriebsunternehmen.

R�ckwirkend zum 1. Juli 2011 wurde bei der Umsatzsteuer die M�glichkeit einge-
f�hrt, Rechnungen auch elektronisch zu erstellen und zu versenden. Hierzu 
wurden die formalen Anforderungen an Rechnungen reduziert. Allerdings 
m�ssen die Unternehmen zwingend bestimmte Vorgaben beachten, um den Vor-
steuerabzug beim Finanzamt nicht generell zu gef�hrden.

Wurden bislang nur diejenigen elektronisch �bermittelten Rechnungen steuer-
rechtlich anerkannt, die eine qualifizierte elektronische Signatur enthielten, so 
werden jetzt digital �bermittelte Rechnungen jeglicher Art anerkannt. Zul�ssig ist 
nun zum Beispiel die �bersendung einer Rechnung als reine E-Mail mit Word-, 
Text- oder PDF-Dateien als Anhang, als DE-Mail und E-Post oder die �ber-
mittlung durch Computer-Telefax und Fax-Server. Die einzigen, aber auch sehr 
wichtigen Voraussetzungen: Die Echtheit der Herkunft der Rechnung, die Unver-
sehrtheit des Inhalts der �bermittelten Daten sowie die Lesbarkeit m�ssen
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gew�hrleistet sein. Die Echtheit der Herkunft der Rechnung betrifft die Sicherheit 
der Identit�t des Rechnungsausstellers. Unversehrtheit des Inhalts bedeutet, 
dass die nach dem Gesetz erforderlichen Angaben unver�ndert geblieben sind. 

Zu beachten ist, dass die �bermittlung der elektronischen Rechnungen von der 
Zustimmung des Rechnungsempf�ngers abh�ngt. Stellt der sich quer, darf keine 
Rechnung auf diesem Wege �bermittelt werden, dann ist weiterhin die Papier-
form ma�geblich.

Die M�glichkeit der EDV-�bermittlung von Rechnungen hat nichts an den 
umsatzsteuerlichen Pflichtangaben, die eine jede Rechnung enthalten muss, um 
den Vorsteuerabzug zu gew�hrleisten, ge�ndert. Neu ist, dass der Empf�nger 
der Rechnung durch ein innerbetriebliches Kontrollverfahren die Echtheit der 
Herkunft der Rechnungen, die Unversehrtheit des Inhalts sowie die Lesbarkeit 
der Unterlagen sicherstellen muss. 

� Verbindliche Ausk�nfte

Nach heftiger Kritik �nderte der Gesetzgeber im vorgenannten Steuerverein-
fachungsgesetz die Geb�hrenregelung f�r die Erteilung einer verbindlichen Aus-
kunft durch das Finanzamt. Die verbindliche Auskunft ist ein gutes Instrument, 
um einen unsicheren steuerlichen Sachverhalt f�r den Steuerpflichtigen rechts-
sicher zu machen. Eine Geb�hrenpflicht darf daher nicht so bemessen sein, dass 
dieses wichtige Instrument aus Kostengr�nden nicht mehr genutzt wird.

Aufgrund der jetzt erfolgten �nderung ist die Geb�hrenpflicht auf wesentliche und 
aufw�ndige F�lle beschr�nkt. Betr�gt der Gegenstandswert weniger als 10.000 �, 
wird keine Geb�hr erhoben. In den F�llen, in denen der Gegenstandswert nicht 
bestimmbar ist und auch nicht durch Sch�tzung bestimmt werden kann, bleibt es 
bei der bisherigen Regelung nach � 89 Abs. 6 AO. Braucht das Finanzamt zur 
Bearbeitung des Vorganges weniger als zwei Stunden, wird ebenfalls keine 
Geb�hr erhoben. Die Neuregelung ist erstmals auf Antr�ge anzuwenden, die 
nach dem 4. November 2011 bei der zust�ndigen Finanzbeh�rde eingehen.

� E-Bilanz erst ab 2014

Urspr�nglich war vorgesehen, dass die Unternehmen schon die Bilanzen f�r das 
Wirtschaftsjahr 2012 elektronisch an das Finanzamt zu �bermitteln haben. Auf-
grund technischer Schwierigkeiten gilt dies nun erst f�r die Bilanz des Jahres 2013.
Das Finanzamt wird es also nicht beanstanden, wenn die Bilanz und die Gewinn-
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und Verlustrechnung f�r das Wirtschaftsjahr 2012 noch nicht nach amtlich vor-
geschriebenem Datensatz durch Datenfern�bertragung sondern in Papierform 
�bermittelt werden. Freiwillig d�rfen die Daten indes jetzt schon elektronisch 
�bermittelt werden. Macht der Steuerpflichtige von der allgemeinen �bergangs-
regelung Gebrauch, steht die erste elektronische �bermittlung erst im Jahre 
2014 bez�glich der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung des Wirt-
schaftsjahres 2013 an. Insgesamt wird in Bezug auf die konkrete Ausgestaltung 
seitens der Wirtschaftsverb�nde und der Steuerberatervertretungen noch ein 
erheblicher Abstimmungsbedarf gesehen. Es wird erwartet, dass die An-
forderungen im Laufe des Jahres noch unternehmervertr�glicher ausgestaltet 
werden.

� Reisekostenreform: CDH fordert Erh�hung der Verpflegungspauschalen

Die Bundesregierung strebt eine Ver-
einfachung des Reisekostenrechts an. 
Hierzu wurde eigens durch das Bundes-
finanzministerium das Projekt "Reform 
des steuerlichen Reisekostenrechts -
ReiKoRef" ins Leben gerufen, das ver-
schiedene Vereinfachungsans�tze erar-
beitet hat.

Ziel des Projektes ist, Reformans�tze zu Vereinfachungsm�glichkeiten im 
steuerlichen Reisekostenrecht zu erarbeiten. Ein Schwerpunkt ist dabei ins-
besondere der Themenbereich Verpflegungsmehraufwendungen. 

Die CDH hat an vielen Diskussionsrunden und Arbeitskreisen der Wirtschafts-
verb�nde und des Bundesministeriums der Finanzen mitgewirkt. Ziel aller 
Aktivit�ten der CDH ist es, f�r die Vertriebsunternehmen eine Verbesserung der 
Abzugsf�higkeit von Reisekosten zu erreichen.

Nach CDH-seitiger Analyse des schriftlichen Berichts aus dem Finanz-
ministerium, der u.a. vier verschiedene Modelle zur Ausgestaltung eines zu-
k�nftigen Reisekostenrechts enth�lt, sieht die CDH weiterhin erheblichen Nach-
besserungsbedarf schon bei den Ans�tzen der Reform�berlegungen. Denn trotz  
Reform sollen die Verpflegungspauschalen nicht automatisch an die Inflations-
rate angepasst werden. Dies ist aus Sicht der CDH jedoch zwingend notwendig. 
Sind n�mlich die geltenden Spesens�tze seit 1996 bzw. der Euro-Umstellung 
nahezu unver�ndert.
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� Gesetz zum Abbau der kalten Progression

Noch v�llig offen ist, ob das von der Bundesregierung eingeleitete Gesetz-
gebungsverfahren mit dem Ziel, die kalte Progression einzud�mmen, �ber die 
parlamentarischen Runden kommt. Das von der CDH sehr begr��te Gesetz wird 
derzeit insbesondere von den Bundesl�ndern im Deutschen Bundesrat ausge-
bremst, die die damit verbundenen Steuerausf�lle f�rchten. Zwar bietet der Bund 
den L�ndern eine nicht unerhebliche Kompensation an, die L�nder wollen jedoch 
den vollst�ndigen Ausgleich. Die Verhandlungen bleiben abzuwarten. Die Aus-
f�hrungen der Sachverst�ndigen in der �ffentlichen Anh�rung des Gesetzes vom 
21. M�rz 2012 konnten die gegens�tzlichen Positionen jedenfalls nicht ver-
�ndern.

� Steuervorteil bei energetischer Sanierung

Im Bundesrat blockiert wird derzeit auch das von der CDH begr��te Gesetz der 
Bundesregierung zur F�rderung der energetischen Sanierung. Nach diesem Ge-
setz sollen �ber einen Zeitraum von 10 Jahren verteilt 10 % der Sanierungskosten
von der Steuer abgesetzt werden k�nnen. Die Notwendigkeit, Ma�nahmen zur 
energetischen Sanierung von Bestandsgeb�uden zu f�rdern, ist allseits aner-
kannt. Investitionen in moderne Heizungen, bessere D�mmung und modernes 
Geb�udemanagement zur Senkung der Heizkosten und Verringerung des CO2-
Aussto�es helfen nicht nur der Umwelt. Die gezielte steuerliche F�rderung ist 
auch ein Konjunkturprogramm, das geeignet ist, sich sogar selbst zu finanzieren. 
Vor diesem Hintergrund ist es aus der Sicht der CDH nicht nachvollziehbar, dass 
der Bundesrat dieses Gesetz allein aus Kostengr�nden scheitern lassen will.

| Aktuelles aus der Finanzverwaltung

� Mit Schreiben vom 8. Dezember 2011 hat das Bundesministerium der 
Finanzen (BMF) neue Spesens�tze (Pauschbetr�ge f�r Verpflegungs-
mehraufwendungen und Pauschbetr�ge f�r �bernachtungskosten) bekannt 
gegeben, die seit 1. Januar 2012 gelten.

In Bezug auf die L�nder der EU haben sich die Werte bei D�nemark, Athen,
Irland, Niederlande, Schweden und Zypern ver�ndert. Die neuen S�tze 
sowie der Hinweis auf die Ver�nderungen sind im H&V Journal Nr. 1 aus 
2012 ver�ffentlicht.



| STEUERN

18

� Mit Schreiben vom 15. Dezember 2011 hat das BMF angesichts ver-
schiedener BFH-Entscheidungen vom 9. Juni 2011 (VI R 55/10, VI R 36/10 
und VI R 58/09) neue Grunds�tze zur Festlegung der regelm��igen 
Arbeitsst�tte bei mehreren T�tigkeitsst�tten ver�ffentlicht. Die Grunds�tze 
k�nnen nicht nur f�r Handelsvertreter mit angestellten Reisenden von 
Bedeutung sein, sondern auch f�r diejenigen Handelsvertreter, bei denen 
die Finanzverwaltung bislang Einschr�nkungen beim Betriebsausgaben-
abzug vorgenommen hat, weil die Verwaltung davon ausgegangen war, 
dass der Handelsvertreter mehrere Betriebsst�tten (z.B. im h�uslichen 
B�ro und im Orderzentrum) hat.

� Mit Schreiben vom 15. Dezember 2011 hat das BMF die neuen Sach-
bezugswerte 2012 bekannt gegeben. Bei Mahlzeitengestellungen an 
Arbeitnehmer durch den Arbeitgeber gelten folgende Werte: F�r ein Mittag-
oder Abendessen 2,87 Euro, f�r ein Fr�hst�ck 1,57 Euro.

�
Hinweis: Alle vorgenannten BMF-Schreiben kÄnnen von den Internetseiten der 
CDH www.cdh.de/information/infothek/steuern/bmf heruntergeladen werden.

| Aktuelles aus der Rechtsprechung der Finanzgerichte

� H�usliches Arbeitszimmer einer Au�endienstmitarbeiterin

Im Urteil des Finanzgerichts D�sseldorf vom 5. Mai 
2011 (11 K 2591/09 E) finden sich interessante Aus-
f�hrungen zum Mittelpunkt der beruflichen T�tigkeit 
einer Au�endienstmitarbeiterin aus dem technischen 
Bereich. 

Das Finanzgericht stellte zun�chst fest, dass der von 
der Kl�gerin genutzte Raum ein h�usliches Arbeits-
zimmer ist. Der Raum fiel auch nicht etwa deshalb aus 
dem Anwendungsbereich der Vorschrift heraus, weil die 
funktionale B�roeinheit auch von dritten, nicht familien-



| STEUERN

19

und haushaltszugeh�rigen Personen im Sinne des BFH-Urteils vom 9. November 
2006 (IV R 2/06) genutzt wird. Allerdings bilde im konkreten Fall das h�usliche 
Arbeitszimmer nicht den Mittelpunkt der gesamten beruflichen T�tigkeit der 
Kl�gerin. Der Senat kam nach der ihm vorliegenden T�tigkeitsbeschreibung zu 
der �berzeugung, dass die Kl�gerin keine klassische Au�endienstt�tigkeit aus-
�be. Die Kl�gerin verkaufe n�mlich nicht nur Pumpen �von der Stange�, sondern 
binde die Produkte des Arbeitgebers in Projekte ein, und zwar sowohl in die 
Planung und Ausschreibung als auch in den Verkauf. Neben der Pumpe selbst 
werde auch eine Ingenieursleistung verkauft bzw. Beratungst�tigkeit erbracht. 
Diese bestehe z.B. in der Berechnung einer Pumpleistung oder Planung, der die 
Pumpe umgebenden Bauwerke. Diese T�tigkeit gehe �ber die T�tigkeit eines 
Verk�ufers im Au�endienst hinaus. Der Abwicklung der Projekte im h�uslichen
Arbeitszimmer komme so in qualitativer Hinsicht ein gr��eres Gewicht zu als der 
Pr�senz beim Kunden vor Ort.

Der Fall weise Parallelen zum BFH-Urteil vom 13. November 2002 (VI R 28/02) 
auf. In dieser Entscheidung habe der BFH entschieden, dass bei einem 
Ingenieur, dessen T�tigkeit wesentlich durch die Erarbeitung theoretischer 
komplexer Probleml�sungen (im Streitfall: Wartung der vom Arbeitgeber 
vertriebenen Industriepumpen f�r Chemieunternehmen) im h�uslichen Arbeits-
zimmer gepr�gt sei, dieses auch dann den Mittelpunkt der gesamten beruflichen 
T�tigkeit bilden k�nne, wenn die Betreuung von Kunden im Au�endienst eben-
falls zu seinen Aufgaben geh�rte. Insbesondere aufgrund dieser Erw�gungen 
kam das Finanzgericht D�sseldorf zu dem Ergebnis, dass nicht der Au�en-
dienstbezirk den vorgenannten Mittelpunkt bildet, sondern das Arbeitszimmer in 
der eigenen Wohnung. Daher waren die Kosten f�r das Arbeitszimmer in voller 
H�he absetzbar.

Das Finanzgericht D�sseldorf lie� keine Revision zum Bundesfinanzhof zu. Ob 
Nichtzulassungsbeschwerde (NZB) erhoben wurde, ist nicht ersichtlich. Von einer 
Rechtskraft der Entscheidung ist somit auszugehen.

� Ma�geblichkeit des Listenpreises f�r die 1 %-Methode

Bekanntlich wird, wenn kein Fahrtenbuch gef�hrt wird, der Wert einer 
Privatnutzung des Dienst- oder Gesch�ftswagens nach der 1 %-Methode be-
stimmt. Danach schl�gt pro Privatnutzungsmonat 1 % des Fahrzeuglistenpreises 
am Tag der Zulassung des konkreten Fahrzeuges zu Buche.

Diese Berechnungsmethode ger�t zunehmend in die Kritik, zumal der Bundes-
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finanzhof f�r den Lohnsteuerbereich entschieden hat, dass f�r die Bestimmung 
des steuerpflichtigen Vorteils (Personalrabatt) bei Jahreswagen�berlassung sich 
nicht am Listenpreis des Fahrzeugs, sondern am �blichen Marktpreis zu 
orientieren ist (Urteil des BFH vom 17.06.2009 � VI R 18/07).

Der Bund der Steuerzahler hat vor dem Finanzgericht Niedersachsen einen 
Musterprozess (AZ: 9 K 394/10) mit dem Ziel gef�hrt festzustellen, dass die 
Bestimmung des Nutzungswertes anhand des Listenpreises rechtswidrig ist. 
Leider hat das Finanzgericht die Klage am 14.09.2011 abgewiesen. Der Rechts-
streit ist seit dem 20. Januar 2012 beim Bundesfinanzhof unter dem Akten-
zeichen VI R 51/11 anh�ngig.

Dieses Verfahren kann man nutzen, um die eigene Steuerveranlagung in diesem 
Punkte offen zu halten, Steuerbescheide also nicht rechtskr�ftig werden zu lassen.

� Nutzung des Privatwagens f�r Dienstfahrten

Nutzen Steuerpflichtige ihren privaten PKW f�r dienst-
liche oder gesch�ftliche Fahrten, k�nnen sie derzeit nur 
0,30 � je gefahrenen Kilometer steuerfrei erstattet be-
kommen. Angestellte im �ffentlichen Dienst k�nnen 

jedoch von ihrem Dienstherrn f�r jeden mit dem privaten Fahrzeug dienstlich 
zur�ckgelegten Kilometer bis zu 0,35 � steuerfrei erstattet bekommen.

Wegen dieser ungleichen Besteuerungspraxis soll beim Bundesverfassungs-
gericht nach verschiedenen Pressever�ffentlichungen unter dem Aktenzeichen 
2 BvR 1008/11 eine Verfassungsbeschwerde anh�ngig sein. In erster Instanz 
hatte das Finanzgericht Baden-W�rttemberg die Klage abgewiesen. Die beim 
Bundesfinanzhof erhobene Nichtzulassungsbeschwerde wurde ebenfalls zur�ck-
gewiesen (Beschluss des BFH vom 15. M�rz 2011 � VI B 145/10).

Trifft es zu, dass eine entsprechende Verfassungsbeschwerde anh�ngig ist, 
k�nnen Steuerpflichtige diese zu ihrem Vorteil nutzen. Setzen sie z.B. in ihrer 
Steuererkl�rung den h�heren Pauschbetrag an und folgt das Finanzamt dem 
erwartungsgem�� nicht, legen sie gegen den Steuerbescheid Einspruch ein und 
beantragen unter Hinweis auf das Aktenzeichen des Verfahrens vor dem 
Bundesverfassungsgericht das Ruhen ihres Einspruchsverfahrens. Entscheidet 
das Bundesverfassungsgericht im Sinne der Steuerzahler, profitieren davon
regelm��ig n�mlich nur diejenigen, deren Steuerveranlagung offen bzw. deren 
Steuerbescheid noch nicht rechtskr�ftig geworden ist.
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� Bettensteuer weiterhin umstritten

Mittlerweile liegen verschiedene Entscheidungen zur Bettensteuer oder, wie 
diese von verschiedenen Kommunen so bezeichnet wird, zur Kulturf�rderabgabe
vor. Eine einheitliche Rechtsprechung zeichnet sich dabei noch nicht ab. In allen 
vier F�llen wurde die Revision zur n�chst h�heren Instanz zugelassen.

Das Verwaltungsgericht M�nchen untersagte der Stadt M�nchen mit Urteil vom 
30. Juni 2011 (Az: M 10 K 10.5725) die Einf�hrung einer ��bernachtungssteuer�. 
Das Verwaltungsgericht K�ln hingegen erkl�rte die Kulturf�rderabgabe der Stadt 
K�ln mit Urteil 6. Juli 2011 (Az: 24 K 6736/10) f�r rechtm��ig. Mittlerweile liegen 
auch zwei Entscheidungen des Rheinland-Pf�lzischen Oberverwaltungsgerichts
aus Koblenz vor. In beiden Urteilen vom 17. Mai 2011 (AZ: 6 C 11337/10.OVG 
und 6 C 11408./10.OVG) hatte das OVG keine Bedenken gegen die Bettensteuer 
der St�dte Bingen am Rhein und Trier.

Wahrscheinlich wird erst das Bundesverwaltungsgericht kl�ren k�nnen, ob es 
den Kommunen tats�chlich zusteht, eine kommunale Bettensteuer oder Kultur-
f�rderabgabe zu erheben.

� CDH beh�lt Recht bei GEZ-Geb�hren

Das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig 
hat am 17.08.2011 �ber drei Klagen ge-
gen Rundfunkgeb�hrenbescheide der Ge-
b�hreneinzugszentrale GEZ entschieden. 
Die Entscheidungen (Aktenzeichen BVerwG
6 C 15/10, 6 C 45/10 und 6 C 20/11) gingen 

jeweils zu Gunsten der Geb�hrenzahler aus. F�r Internet-PC�s in der nicht aus-
schlie�lich privat genutzten Wohnung f�llt keine eigenst�ndige GEZ-Geb�hr an, 
wenn f�r den Wohnbereich bereits eine GEZ-Geb�hr entrichtet wird.

Die Entscheidungen beseitigen damit die Ungerechtigkeit, die von der CDH seit 
der Geb�hrenreform zu Beginn des Jahres 2007 angeprangert wurde. Die CDH 
hatte sich seit dem Bekanntwerden der ersten �berlegungen zur Einbeziehung 
von internetf�higen Computern in die GEZ-Geb�hrenpflicht vehement gegen zu-
s�tzliche Belastungen der Unternehmer mit GEZ-Geb�hren ausgesprochen, 
wenn f�r das Grundst�ck bereits GEZ-Geb�hren anfallen. Insoweit sei z.B. an die 
erfolgreiche Protestaktion im Jahre 2006 (s. H&V Journal Nr. 5/2006, Seite 5) 
erinnert.
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Um an den Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts zu partizipieren, 
sollten Handelsvertreter, die ein B�ro/Arbeitszimmer im eigenen selbstbewohnten
Haus oder in der angemieteten Wohnung haben und f�r das Wohnhaus/die 
Wohnung bereits eine Rundfunkgeb�hr entrichten, einfach ihr betrieblich ge-
nutztes �neuartiges Rundfunkempfangsger�t� unter Hinweis auf die Ent-
scheidungen des Bundesverwaltungsgerichtes (mit Anf�hrung der Aktenzeichen) 
schriftlich abmelden. Dabei sollte deutlich gemacht werden, dass f�r das 
Grundst�ck bereits eine Rundfunkgeb�hr gezahlt wird. Anzugeben sind sowohl 
die neunstellige GEZ-Teilnehmernummer, die f�r den Wohnbereich vergeben 
wurde, als auch diejenige neunstellige GEZ-Teilnehmernummer, die f�r die 
unternehmerische Nutzung des "neuartigen Rundfunkempfangser�tes" vergeben 
wurde. Nach den Grunds�tzen des �ffentlichen Geb�hren- und Abgabenrechts 
k�nnen von Gerichtsentscheidungen nur diejenigen Zahler profitieren, die die 
neue GEZ-Geb�hr unter Vorbehalt gezahlt oder gegen ihren Geb�hrenbescheid 
Einspruch eingelegt haben. Entsprechende Empfehlungen sprach die CDH z.B. 
im H&V Journal Nr.1/2007 (Seite 10) und im H&V Journal Nr.10/2008 (Seiten 14f.)
aus. Allerdings sind der CDH auch F�lle bekannt, in denen die GEZ ohne dass 
ein vorheriger Einspruch vorlag, r�ckwirkend ab dem urspr�nglichen Anmelde-
zeitpunkt alle zwischenzeitlich gezahlten Geb�hren erstattet hat.

�
Hinweis: FÅllt fÇr die Radionutzung im GeschÅftswagen eine RundfunkgebÇhr 
an, helfen die Urteile des Bundesverwaltungsgerichts nicht weiter. Denn diese 
RadiogebÇhr muss trotz Wegfalls der (hierauf zuvor angerechneten) PC-GebÇhr 
weiterhin gezahlt werden.
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INTERNATIONALES

| IUCAB - Das internationale Netzwerk

Gemeinsam mit 18 Schwesterverb�nden aus Europa 
und Amerika b�ndelt die CDH in der IUCAB (Inter-
nationally United Commercial Agents and Brokers) die 
Interessen ihrer Mitglieder, um sie auf europ�ischer und 
internationaler Ebene zu vertreten. Der regelm��ige 
Austausch �ber aktuelle Fragen der internationalen Warendistribution sowie die 
Erarbeitung gemeinsamer Strategien sichert eine zeitgem��e internationale 
Positionierung der CDH. F�r CDH-Mitglieder wird hierdurch der Weg f�r grenz-
�berschreitende Gesch�ftsbeziehungen und Kontakte geebnet.

� IUCAB-Delegiertenversammlung und Kongress in Marrakesch/Marokko

Die Delegiertenversammlung der Internationalen Vereinigung der Handels-
vertreter und Handelsmakler (IUCAB) fand im Jahr 2011 im Rahmen eines 
IUCAB-Kongresses vom 2. bis 4. Juni 2011 in Marrakesch/Marokko statt. Rund 
50 Delegierte und fast 70 weitere Teilnehmer aus allen europ�ischen Mitglieds-
verb�nden nahmen insgesamt an der Veranstaltung teil. 

Am ersten Tag fand zun�chst die Delegierten-
versammlung s�mtlicher der IUCAB ange-
schlossenen Mitgliedsverb�nde statt. Ein Haupt-
thema war der weitere Ausbau der gemein-
samen Internetplattform, der IUCAB-Database
www.come-into-contact.com, welche aufbauend 
auf dem Konzept der www.handelsvertreter.de unter gemeinsamer Tr�gerschaft 
der IUCAB und der CDH, zur gr��ten internationalen Vertriebsplattform ent-
wickelt werden soll. Weitere Themen waren unter anderem der neu gestaltete 
Internetauftritt der IUCAB, das neue IUCAB-Logo und m�gliche neue Mitglied-
schaften von Handelsvertretervereinigungen. Unter dem Titel "Prognose �ber die 
Zukunft der Handelsvertreter in einer globalen Welt" fand am zweiten Tag der 
Internationale IUCAB-Kongress in Marrakesch statt. Referiert wurde �ber die 
Schwellenl�nder, insbesondere den Mittleren Osten, und welche Erfahrungen
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dort mit Handelsvertretern bereits gesammelt wurden, �ber die Folgen der 
Katastrophe in Japan und die geopolitischen Einfl�sse auf die Wirtschaftszone. 
Weitere Themen waren die zuk�nftigen Formen des Kapitalismus und 
Kernpunkte des Erfolges von Handelsvertretern, warum sie in den Vereinigten 
Staaten so verbreitet sind und mit welchen �ngsten sie sich auseinandersetzen 
m�ssen.

� Secretarial Working Group (SWG) der IUCAB in London/Gro�britannien

Das Treffen fand unter Vorsitz des IUCAB-
Vizepr�sidenten Olivier Mazoyer und des ehe-
maligen IUCAB-Vizepr�sidenten Paul Wakeling 
statt. Anwesend waren die nationalen Gesch�fts-
f�hrer der Mitgliedsverb�nde aus dem Ver-
einigten K�nigreich, Frankreich, �sterreich, 
Deutschland, Schweden und Spanien und 
IUCAB-Generalsekret�r Jaap van Till.

Aktivit�ten und Erfolge des Jahres 2011 wurden von den nationalen Ge-
sch�ftsf�hrern vorgestellt. Ebenfalls wurden Erfahrungen �ber die Gewinnung 
neuer Mitglieder und den Erhalt bestehender Mitgliedschaften ausgetauscht.

Weitere Fortschritte wurden hinsichtlich der verst�rkten Teilnahme an der 
IUCAB-Database erzielt.

Der k�nftige verst�rkte Fokus der IUCAB auf das Image des Handelsvertreter-
Berufsstandes im Allgemeinen wurde begr��t. Ideen und Erfahrungen zu
Methoden, die zur Steigerung der Aufmerksamkeit und Profilierung des Berufs-
standes angewandt wurden, bereits ausgetauscht.

Das n�chste Treffen der SWG wird im Januar 2013 in Amsterdam stattfinden.

� IUCAB Legal Working Group (LWG) in Berlin und Amsterdam/Niederlande

Vom 14. bis 15. April 2011 trafen sich die Mitglieder der Legal Working Group 
(LWG) der IUCAB in Berlin. Zentrales Thema war wieder die Vertikal-Gruppen-
freistellungsverordnung nebst Leitlinien, welche die EU-Kommission 2010 in einer
neuen Fassung ver�ffentlicht hatte. Diskutiert und erg�nzt wurde dazu ein Arbeits-
papier, das auch Nicht-Juristen einen �berblick �ber deren Inhalte und die m�g-
lichen Risiken verschaffen soll.
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Ein weiterer Punkt war das Gr�nbuch zum Europ�ischen Vertragsrecht f�r 
Verbraucher und Unternehmer sowie die Neufassung der deutschen Ausgleichs-
regelung in � 89b Abs. 1 HGB inklusive der hierzu bislang ergangenen
Rechtsprechung. Des Weiteren soll das Projekt des Vertreters der MANA �ber 
die Rechtsangleichung f�r Handelsvertreter in den USA mit Hilfe der Legal 
Working Group ausgebaut werden. Dieses Projekt orientiert sich am euro-
p�ischen Model und hat die verschiedenen Schutzrechte von Handelsvertretern 
in den USA zum Gegenstand.

Am 18. Dezember 2011 gab es ein erneutes Treffen in Amsterdam. Besprochen 
wurde der Schadens- und Ausgleichsanspruch nach dem englischen Handelsver-
treterrecht, das Auslaufen und die Neufassung der Gruppenfreistellung im Kraft-
fahrzeugsektor, die franz�sische, italienische und deutsche Rechtsprechung zum 
Handelsvertreterrecht sowie der Verordnungsentwurf der EU-Kommission f�r ein 
�Gemeinsames Europ�isches Kaufrecht� und weitere IUCAB-Strategien.

| Stellungnahmen

� Entwicklung eines kollektiven Rechtsschutzes

Die CDH hat gemeinsam mit dem Bundesverband Direktvertrieb Deutschland 
(BDD) und dem Deutschen Franchise-Verband (DFV) zur Entwicklung eines 
koh�renten Ansatzes f�r den kollektiven Rechtsschutz gegen�ber der EU-
Kommission Stellung genommen. Eine Einf�hrung von kollektiven Rechts-
schutzinstrumenten auf europ�ischer Ebene sowohl im Verbraucher- wie auch im 
Kartellrecht wurde einstimmig abgelehnt. Denn die Europ�ische Kommission 
habe bisher noch nicht dargelegt, dass ein tats�chlicher Bedarf f�r die Ein-
f�hrung von Sammelklagen bestehe. Die Einf�hrung von Sammelklagen auf EU-
Ebene sei besonders brisant, da auf europ�ischer Ebene der Kl�ger die Wahl 
des g�nstigsten Gerichtsstands ("forum-shopping") habe. Damit erh�he sich das 
Gef�hrdungspotenzial f�r Unternehmen, da nur in einem der EU-Mitgliedstaaten 
missbr�uchliche Klagen zul�ssig sein m�ssen, um europaweit ein Risiko 
darzustellen.

Ein weiterer problematischer Baustein der US-Sammelklage sei die M�glichkeit, 
Strafschadenersatz zu gew�hren. Hierbei erhalte der Kl�ger nicht nur seinen 
tats�chlichen Schaden ersetzt, sondern zur abschreckenden Wirkung das Vielfache
des eigentlichen Schadens. Au�erdem werde Kl�gern Beweiserleichterungen ge-
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w�hrt und es k�nnten Erfolgshonorare vereinbart werden, bei denen ein Kl�ger 
z.B. eine Rechtsanwaltskanzlei beauftragen kann, ohne ein finanzielles Risiko 
einzugehen. Bei Erfolgshonoraren trage die Rechtsanwaltskanzlei die Prozess-
kosten, werde aber am Erfolg der Klage beteiligt. Aus Sicht von CDH, BDD und 
DFV schaffe ein solches Klagesystem ein Ungleichgewicht zu Lasten des Be-
klagten. 

Weiterhin l�ge es grunds�tzlich nicht in der Gesetzgebungskompetenz der EU, 
Regeln zum Schutz vor missbr�uchlichen Klagen zu erlassen, da die EU-
Mitgliedstaaten f�r die konkrete Ausgestaltung ihrer jeweiligen Prozessordnung 
zust�ndig sind. Die Europ�ische Kommission habe jedoch bislang nur Rechts-
grundlagen f�r einen Legislativvorschlag genannt, die den Erlass umfangreicher 
Schutzvorschriften nicht zulassen. In einigen der EU-Mitgliedstaaten sind bereits 
schon Elemente der EU-Sammelklage eingef�hrt worden. W�rden diese Vor-
schriften aufgrund von EU-Vorgaben nun versch�rft, so w�rde sich das Ge-
fahrenpotenzial europaweit erh�hen. Deshalb sei es unerl�sslich, dass im Falle 
einer EU-Gesetzgebung, Sicherheitsstandards auf europ�ischer Ebene verbind-
lich vorgegeben werden. 

Solange kein schl�ssiges Konzept zur Verhinderung von missbr�uchlichen 
Klagen vorl�ge, sollte der Einf�hrung von kollektiven Rechtsschutzinstrumenten 
eine klare Absage erteilt werden. 

� Stellungnahme zum Gr�nbuch �ber die Zukunft der Mehrwertsteuer

Auch �ber die Zukunft des aktuellen Mehrwertsteuersystems wird auf EU-Ebene 
nachgedacht. Einfachere Regeln und weniger B�rokratie sollen Fiskus sowie 
Unternehmen k�nftig die Administration der Mehrwertsteuer erleichtern.  Bereits 
seit 10 Jahren hat die Kommission Ambitionen, das gemeinsame EU-Mehrwert-
steuersystem zu modernisieren. Allerdings ist dieser Versuch an seine Grenzen 
gesto�en, weshalb die Kommission in ihrem im Dezember 2010 ver�ffentlichten 
Gr�nbuch eine Diskussion dar�ber anstie�, wie zuk�nftig das europ�ische 
Mehrwertsteuersystem einfacher, robuster und effizienter gestaltet werden kann. 
Erstmalig seit 1967, also seit Einf�hrung des Mehrwertsteuersystems, gab es die 
M�glichkeit, sich aktiv an der Diskussion zu beteiligen.

In diese Diskussion hat sich die CDH u.a. durch einen sogenannten Konsultations-
beitrag eingeschaltet. Die CDH begr��te in diesem Beitrag zun�chst die 
Grundregel, dass grenz�berschreitende sonstige Leistungen nicht mehr im 
Ursprungsland, sondern im Bestimmungsland des Leistungsempf�ngers mehr-
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wertsteuerpflichtig sind. Diese Regelung sei prinzipiell vorteilhaft, da sie es auf 
einfache und rechtssicherere Art erm�gliche, den Leistungsort f�r die Ver-
mittlungsleistung zu bestimmen. Allerdings kritisierte die CDH die den Handels-
vertretern auferlegte Pflicht, bez�glich ihrer innergemeinschaftlichen Ver-
mittlungsleistungen Angaben in Zusammenfassenden Meldung machen zu 
m�ssen. Diese Pflicht wurde im Zuge der neuen Grundregel zu Kontrollzwecken 
eingef�hrt. Handelsvertreter m�ssen hierzu in der regelm��ig quartalsm��ig zu 
erstellenden Zusammenfassenden Meldung die Umsatzsteuer-Identifikations-
nummer (USt-ID-Nr) des vertretenen Unternehmens und die jeweiligen Netto-
provisionsums�tze  angeben. Dar�ber hinaus sprach die CDH die Pflicht der 
Vertriebsunternehmen an, in den Umsatzsteuererkl�rungen und Voran-
meldungen die Bemessungsgrundlage aller innergemeinschaftlichen Ver-
mittlungsleistungen (zusammengefasst) anzugeben (bzw. zu sch�tzen). Handels-
vertreter h�tten insgesamt einen erheblichen administrativen Mehraufwand. Dies 
stehe v�llig im Widerspruch zu der allgemeinen Tendenz, B�rokratie abzubauen.

Auch in diesem Zusammenhang thematisierte die CDH die Nachteile der so-
genannten Soll-Versteuerung. Denn bei dieser Art der Versteuerung ist Umsatz-
steuer selbst dann abzuf�hren, wenn die Rechnung von dem Kunden noch nicht 
beglichen wurde. Das f�hrt nach Ansicht der CDH zu Liquidit�tsengp�ssen, da 
Handelsvertreter die Steuerbelastung liquidit�tsmindernd vorfinanzierten. Da-
durch entst�nden Wettbewerbsverzerrungen, die ja gerade die Kommission ver-
hindern m�chte.

Daher forderte die CDH die Kommission auf, L�sungen f�r einen weiteren B�ro-
kratieabbau im Zusammenhang mit Zusammenfassenden Meldungen zu suchen 
und sich f�r einen vollst�ndigen �bergang zur Ist-Besteuerung einzusetzen.

� Einf�hrung eines Europ�ischen Vertragsrechts

Seit dem Jahr 2001 gibt es seitens der EU-Kommission �berlegungen, ein 
europ�isches Vertragsrecht einzuf�hren. Die CDH folgte der Aufforderung der 
Kommission und erarbeitete einen Konsultationsbeitrag zu dem Gr�nbuch der 
Kommission "Optionen f�r die Einf�hrung eines Europ�ischen Vertragsrechts f�r 
Verbraucher und Unternehmen".

In der Stellungnahme hinterfragte die CDH, ob �berhaupt ein Bedarf f�r ein
optionales Instrument auf Seiten der Unternehmer bestehe. Hinsichtlich der 
Exportt�tigkeit Deutschlands, dessen Hauptabnehmer der EU-Binnenmarkt ist, 
k�nne von keiner Behinderung des zwischenstaatlichen Handels ausgegangen
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werden. Dar�ber hinaus stehe bereits das UN-Kaufrecht f�r grenz�ber-
schreitende Unternehmergesch�fte zur Verf�gung. Zudem sei fraglich, ob wirk-
lich alle Unternehmen im Rahmen von Verbrauchergesch�ften Interesse an 
einem grenz�berschreitenden Handel h�tten. Im Gr�nbuch selbst wurde aufge-
f�hrt, dass H�ndler sich weigerten, in das Land des Verbrauchers zu liefern. 
Deshalb halte es die CDH f�r erforderlich, dass die Mitgliedstaaten noch ein-
gehender Hindernisgr�nde untersuchen. Dem Hauptargument, dass ein euro-
p�isches Vertragsrecht Transaktionskosten senke, h�lt die CDH entgegen, dass 
auch mit Einf�hrung eines optionalen Instruments Transformationskosten ent-
stehen. Ferner sei fraglich, wie hoch das Verbraucherschutzniveau gestaltet 
werden solle. Ein optionales Vertragsrecht d�rfe nach Ansicht der CDH nicht zu 
einem zu hohen Schutzniveau f�hren. 

Als Ergebnis bestehe aus Sicht der CDH kein zwingendes Bed�rfnis, ein ein-
heitliches europ�isches Vertragsrecht f�r Unternehmervertr�ge zu schaffen. 

� Stellungnahme zum Verordnungsvorschlag �ber ein Gemeinsames Euro-
p�isches Kaufrecht

Das Bundesministerium hatte die Wirt-
schaftsverb�nde aufgefordert, zu allge-
meinen Fragen des Verordnungsvor-
schlags des Europ�ischen Parlaments 
und Rates �ber ein Gemeinsames Eu-
rop�isches Kaufrecht (GEK) Stellung 
zu nehmen.

In ihrem Antwortschreiben verdeutlichte die CDH, dass sie ein weiteres ein-
heitliches Kaufrecht f�r grenz�berschreitende Unternehmergesch�fte f�r nicht 
erforderlich halte. Denn die CDH sehe nicht, dass die unterschiedlichen nationalen 
Regelungen ein wesentliches Binnenmarkthemmnis darstellten. Wesentliche 
Barrieren w�ren insbesondere Sprachbarrieren und r�umliche Entfernungen. 
Diese k�nnten jedoch nicht durch ein GEK �berwunden werden. Fraglich w�re 
weiterhin, ob die Anwendung des GEK inhaltlich �berhaupt ein besseres Ergebnis 
als das UN-Kaufrecht erzielen k�nne, da dieses bewusst von vielen Unternehmen 
im internationalen Gesch�ftsverkehr ausgeschlossen werde. Dar�ber hinaus habe 
die CDH kompetenzrechtliche Bedenken gegen�ber dem Regelungsgehalt des 
Verordnungsvorschlages.
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� Stellungnahme zum �nderungsvorschlag der EU-Kommission zu der Ver-
ordnung von Kontrollger�ten im Stra�enverkehr

Um Verwaltungslasten des Fahrtenschreibersystems zu senken, legte die EU-
Kommission einen �nderungsvorschlag zu der Verordnung von Kontrollger�ten im 
Stra�enverkehr vor, in dem u.a. die Entfernung, f�r die keine Fahrtenschreiber-
pflicht bzw. Tachographenpflicht besteht, von 50 km auf 100 km ausgeweitet 
wird. Die CDH verfasst dazu eine Stellungnahme an die Vertreter der EU-Rats-
arbeitsgruppe Landverkehr in Br�ssel.

Die CDH begr��te zun�chst die Ausweitung auf 100 km. Allerdings sind weiterhin 
ein gro�er Teil der CDH-Mitglieder, die nur sporadisch betrieblich bedingte G�ter-
transporte z.B. anl�sslich von Messeteilnahmen durchf�hren, unangemessen von 
den Regelungen betroffen. Oft liegen dabei die Entfernungen �ber 100 km, so 
dass die Unternehmen gezwungen sind, die Regelungen zu Lenk- und Ruhezeiten 
zu beachten und elektronische Fahrtenschreiber selbst in Pkws mit Anh�nger 
einzusetzen. Ein Mehraufwand f�r Fahrten, die nur eine reine Nebent�tigkeit 
darstellen und bei denen keine weiteren Transporte erfolgen. Absurd ist, dass 
CDH-Mitglieder mehrfach mit dem Problem konfrontiert sind, �berhaupt digitale 
Tachographen einsetzen zu k�nnen, weil diese gar nicht f�r ihre PKW�s (SUV) 
erh�ltlich sind. Ohne Frage stellt das eine unsinnige b�rokratische Belastung dar. 
Deshalb fordert die CDH eine praxisgerechte Anpassung der Ausnahmen und die 
EU-Kommission auf, die Ausnahmen dahingehend zu erweitern, dass die Re-
gelungen zu Lenk- und Ruhezeiten k�nftig grunds�tzlich auf Personen anzu-
wenden sind, deren Hauptt�tigkeit das Fahren ist.

| 7. Internationales CDH-Rechtsanwaltsforum

Zum nunmehr bereits 7. Internationalen Rechtsan-
waltsforum durfte die CDH am 14. und 15. Oktober 
2011 in Stuttgart wieder zahlreiche Vertrauensanw�lte 
aus ganz Europa begr��en. In diesem Jahr waren 
Rechtsanw�lte aus den L�ndern Belgien, D�nemark, 
Frankreich, Gro�britannien, Italien, Niederlande, 
�sterreich, Schweiz, Spanien und Deutschland als 

Gastgeber vertreten. Zum ersten Mal hat in diesem Jahr auch ein Rechtsanwalt 
aus der T�rkei teilgenommen. Die CDH richtet dieses Forum in einem 2-Jahres-
Rythmus aus, das im Wechsel einmal im In- bzw. im Ausland stattfindet. 
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� L�nderberichte und Sonderthemen

Es wurden zahlreiche Diskussionsbeitr�ge zu den unterschiedlichsten Themen, 
sowohl aus dem Bereich des Handelsvertreterrechts als auch aus anderen 
Bereichen, die f�r Handelsvertreter von Bedeutung sind, gehalten. Themen waren 
die Rechtsfrage, ob eine neu gegr�ndete Gesellschaft bereits �ber Gesch�fts-
verbindungen im Sinne des deutschen Ausgleichsrechts verf�gen kann, der 
aktuelle Stand des europ�ischen Vertragsrechts, Rechte und Risiken aus-
l�ndischer Handelsvertreter in italienischen Insolvenzverfahren, Ausgleichsan-
spruch des t�rkischen Handelsvertreters gefolgt von der Vertragsk�ndigung des 
Handelsvertreters aus wirtschaftlichen Gr�nden.

Der zweite Tag war gef�llt mit Berichten zu den neuesten Entwicklungen im 
Handelsvertreterrecht in den Teilnehmerl�ndern. Hier gab es u.a. Berichte zur 
L�nge der K�ndigungsfristen, zur nachvertraglichen Wettbewerbsentsch�digung, 
zum Buchauszug und zur Verj�hrung und zur Berechnung des Ausgleichs-
anspruches in Italien sowie zur neuesten Rechtsprechung. 

� Netzwerken im Interesse der Mitglieder

Die Veranstaltung nutzten auch zahlreiche Hauptgesch�ftsf�hrer der CDH-
Landesverb�nde zum Gedankenaustausch und auch zum Intensivieren von 
Kontakten zu den Anw�lten, die gegebenenfalls Rechtsstreitigkeiten von CDH-
Mitgliedern im Ausland f�hren k�nnen. Die neu gekn�pften Kontakte und die 
vielen Informationen und Eindr�cke, die an diesen beiden Tagen gesammelt 
wurden, werden sowohl in die Lobbyt�tigkeit der CDH als auch in die Be-
ratungspraxis der CDH Landesverb�nde einflie�en.

| 9. AuÑenwirtschaftstag Bremen

Am 13. September 2011 fand der 9. Deutsche 
Au�enwirtschaftstag in Bremen statt, auf dem die 
CDH wieder vertreten war. Der Deutsche Au�en-
wirtschaftstag � kurz AuWi � ist Kongress, Fach-
ausstellung und Kontaktb�rse in einem. Hier trifft 
sich alle zwei Jahre Wirtschaft und Politik, um 
aktuelle Themen des Au�enandels zu dis-
kutieren. 
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In der Fachausstellung pr�sentierten sich rund 40 Aussteller. Die CDH konnte 
erneut an ihrem Stand den Besuchern des AuWi ihre Dienstleistungen vorstellen. 
In pers�nlichen Gespr�chen mit den Unternehmern wurden zudem Informa-
tionen, Kontakte sowie Erfahrungen f�r einen erfolgreichen und sicheren Weg bei 
Auslandsgesch�ften ausgetauscht.

F�r die Planung und Organisation des Deutschen Au�enwirtschaftstages Bremen 
2011, der Leitveranstaltung f�r den Export, trafen sich die Mitglieder des Beirats 
mehrmals im Jahr. Besprochen wurden u.a. der Programmablauf hinsichtlich der 
zeitlichen Begrenzung der Leitforen, die Teilnahme und Platzierung der VIPs, 
Moderatoren, Referenten und Sponsoren und Flyer.

| Sonstiges

� Gelangenheitsbest�tigung - Einf�hrung eines Unterschriftenerfordernisses bei 
innergemeinschaftlichen Lieferungen

Die Beleg- und Buchnachweispflichten bei der Steuerbefreiung f�r Ausfuhr-
lieferungen und f�r innergemeinschaftliche Lieferungen wurden ge�ndert. 
Besonders einschneidend sind die neuen Nachweisregelungen bei inner-
gemeinschaftlichen Lieferungen. Denn seit Anfang 2012 m�ssen sich liefernde 
Unternehmen eine schriftliche Best�tigung einholen, dass die Lieferung auch 
tats�chlich in einen anderen EU-Mitgliedsstaat gelangt ist. Nur wenn ein 
ordnungsgem��er Nachweis vorliegt, erkennt die Finanzverwaltung die Umsatz-
steuerbefreiung an. Anderenfalls tr�gt der Lieferant das volle Risiko der Umsatz-
steuerfreiheit seiner Lieferung. 

Wegen der starken Gegenwehr wurde zwischenzeitlich die �bergangsfrist f�r 
innergemeinschaftliche Lieferungen auf den 30. Juni 2012 verl�ngert. Die CDH 
begr��t zwar die verl�ngerte �bergangsfrist, fordert allerdings eine Abschaffung 
des Unterschriftserfordernisses. Vor allem kleine und mittlere Unternehmen 
werden aufgrund ihrer fehlenden Kapazit�ten Schwierigkeiten haben, die 
Voraussetzung der Gelangensbest�tigung zu erf�llen. Vielmehr sollte die 
Kommunikation zwischen den Steuerbeh�rden der Mitgliedsstaaten verbessert 
werden, um dem Umsatzsteuerbetrug entgegenzuwirken.
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| Önderung beim GrÄndungszuschuss in Kraft getreten

Am 28. Dezember 2011 sind die Neuerungen durch das Gesetz zur Ver-
besserung der Eingliederungschancen am Arbeitsmarkt in Kraft getreten, wo-
durch u.a. die Regelungen zum Gr�ndungszuschuss neu justiert wurden, indem 
diese Existenzgr�ndungsf�rderung von einer teilweisen Pflicht- in eine voll-
st�ndige Ermessensleistung umgewandelt wurde. Das hei�t, dass selbst beim 
Vorliegen aller Voraussetzungen die �rtliche Arbeitsagentur nicht gehalten ist, 
den Zuschuss auch zu bewilligen. Ebenfalls die Abfolge und Dauer der beiden 
Zuschussphasen wurde ge�ndert. Zwar bleibt die maximale Gesamtdauer der 
F�rderung unver�ndert bei 15 Monaten. Doch wurde die erste F�rderphase, in 
der der Gr�nder weiterhin Arbeitslosengeld bekommt zzgl. einer Pauschale von 
300 �, die vor allem zur Abdeckung der Krankenversicherungsaufwendungen ge-
dacht ist, von neun auf sechs Monate verk�rzt. Die zweite Phase mit einer 
F�rderung von pauschal nur noch 300 � im Monat wurde im Gegenzug von 
sechs auf neun Monate verl�ngert. Weiterhin muss zum Erhalt dieser F�rder-
leistungen bei Antragstellung noch ein Restanspruch auf Arbeitslosengeld f�r 
mindestens 5 Monate bestehen.

Die CDH hatte diese �nderungen w�hrend des vorausgegangenen Gesetz-
gebungsverfahrens heftig kritisiert, da die Verk�rzung der F�rderung wegen m�g-
licher Mitnahmeeffekte nicht gerechtfertigt ist. Auch wurde herausgestellt, dass 
die weit �berwiegende Zahl der gef�rderten Gr�nder ihre selbst�ndige T�tigkeit 
auch nach dem Auslaufen der F�rderung weiterhin aus�ben. Mit Inkrafttreten die-
ser �nderungen muss die Gesch�ftsidee die Sachbearbeiter der Agentur f�r Arbeit 
wegen der stattfindenden Ermessensentscheidung nun selbst �berzeugen. Die CDH 
bef�rchtet, dass k�nftig �fters auch nach �Kassenlage� entschieden werden wird.

| ELENA-Verfahren eingestellt

Am 2. Dezember 2011 wurde das Gesetz zur Aufhebung der Vorschriften zum 
Verfahren des elektronischen Entgeltnachweises (ELENA) im Bundesgesetzblatt
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verk�ndet und ist damit bereits im vergangenen Jahr am 3. Dezember 2011 in 
Kraft getreten. Seither entf�llt die Pflicht des Arbeitgebers, monatliche Meldungen 
zu Entgeltdaten im ELENA-Verfahren an die Zentrale Speicherstelle zu erstatten. 
Gleichzeitig wurden keine Arbeitnehmerdaten mehr angenommen und alle bisher 
gespeicherten Daten wurden nach Auskunft des Bundesdatenschutzbeauftragten 
bereits gel�scht. Die CDH hatte sich zu einer Vielzahl von Anl�ssen �ber 
mehrere Jahre hinweg f�r eine Einstellung des ELENA-Verfahrens eingesetzt.

| Neuerungen beim DEÜV-Meldeverfahren

Nachdem f�r die Meldungen der Arbeitgeber zur Sozialversicherung nach der 
Datenerfassungs- und �bermittlungsverordung, kurz DE�V zum 1. Januar 2011 
auch Entgeltersatzleistungen einbezogen worden sind, kamen in diesem Jahr 
noch weitere �nderungen beim DE�V-Meldeverfahren auf die Arbeitgeber unter 
den CDH-Mitgliedsunternehmen zu. Dar�ber hat die CDH die CDH-Wirtschafts-
verb�nde und die CDH-Mitgliedsunternehmen informiert.

Bis zum 30. Juni 2011 wurden f�r Entgeltersatzleistungen noch die bisherigen 
Entgeltbescheinigungen in Papierform angenommen. Danach musste auch die 
Meldung von bzw. f�r Entgeltersatzleistungen im DE�V-Meldeverfahren erfolgen. 

Auf der Homepage der Bundesagentur f�r Arbeit hilft ein Online-Programm den 
Arbeitgebern dabei, die neuen T�tigkeitsschl�ssel f�r ihre Besch�ftigten zu 
ermitteln. Die Hersteller zertifizierter Entgeltabrechnungsprogramme versorgten 
ihre Kunden bereits seit Jahresbeginn 2011 mit Updates, also mit den n�tigen 
Erweiterungen f�r den neuen T�tigkeitsschl�ssel.

| Rentenversicherungspflicht fÄr SelbstÅndige weiter ein
Thema

Das Thema der Rentenversicherungspflicht f�r Selbst�ndige spielte auch in die-
sem Berichtszeitraum wieder eine bedeutende Rolle. In mehreren F�llen konnte 
die CDH-Organisation betroffene CDH-Mitglieder vor hohen Beitragsnach-
zahlungen in die gesetzliche Rentenversicherung bewahren. Nach den 
Erfahrungen der CDH sind insbesondere die Phase der Existenzgr�ndung wie 
auch eine zum Ende der selbst�ndigen T�tigkeit eintretende Verringerung der



| SOZIALPOLITIK

34

Anzahl an Vertretungen, die Situationen, in denen Vertriebsunternehmer/innen 
vielfach unbewusst einer Rentenversicherungspflicht unterfallen k�nnen. Gerade 
f�r diese Begleitumst�nde hatte die CDH ehemals gesetzliche Befreiungs-
m�glichkeiten im Rentenversicherungsrecht durchgesetzt, die nunmehr zum 
Nutzen der betroffenen Mitgliedsunternehmen eingesetzt werden k�nnen. 

Auch unabh�ngig von diesen bereits bestehenden Regelungen einer Renten-
versicherungspflicht f�r Selbst�ndige mit einem Auftraggeber war die Thematik 
einer obligatorischen Einbeziehung von Selbst�ndigen in die Sozialsysteme der 
Alters- und Invalidit�tssicherung wieder hoch aktuell. Mit der Begr�ndung von 
festgestellten erh�hten Armutsrisiken wurde die Forderung einer generellen Ein-
beziehung von Selbst�ndigen im Rahmen des sog. "Rentendialogs" unter der
Federf�hrung von Bundesarbeitsministerin Ursula von der Leyen von der Politik 
erneut aufgegriffen. H�chst strittig wird derzeit diskutiert, ob und ggf. in welcher 
Weise eine obligatorische Absicherung f�r alle Selbst�ndigen, die bislang nicht 
schon versicherungs- bzw. vorsorgepflichtig sind, zu realisieren ist. Gesprochen 
wird in diesem Zusammenhang von einer sog. �Trittbrettfahrerproblematik�. Diese 
soll das Ph�nomen beschreiben, das ein tats�chliches �Sparen� einer gr��eren 
Gruppe von Selbst�ndigen nur zu einer Altersvorsorge in der H�he f�hren w�rde, 
die vom Staat als sog. Grundsicherung bei fehlender Altersversorgung ohnehin 
ausgezahlt werden m�sste. Dies sei f�r diesen Kreis der Selbst�ndigen der ent-
scheidende Grund, eine freiwillige Altersversorgung direkt komplett zu unterlassen.

Auch die CDH hat sich f�r den Berufsstand der 
Vertriebsunternehmen in diese Diskussion ein-
geschaltet und die verpflichtende Einbeziehung 
der Selbst�ndigen in die gesetzliche Rentenver-

sicherung scharf kritisiert. Der Status der Selbst�ndigkeit gebietet es gerade, 
dass die Selbst�ndigen die freie Wahl haben m�ssen, auf welche Weise sie f�r 
das Alter vorsorgen und sich gegen das Risiko der Berufsunf�higkeit absichern. 
Auch ist die Vorsorgef�higkeit des mit der �Trittbrettfahrerproblematik� be-
schriebenen Kreises von Selbst�ndigen aufgrund ihrer Einkommenssituation 
ohnehin stark eingeschr�nkt. Diese Gruppe nun als Grund daf�r anzuf�hren, alle 
Selbst�ndigen in die gesetzliche Rentenversicherungspflicht einzubeziehen, ist 
der falsche Ansatz. Hier gilt es eher �berlegungen dahin gehend anzustrengen, 
wie eine st�rkere F�rderung des Aufbaus einer privaten Altersvorsorge f�r diesen 
Kreis der Selbst�ndigen erreicht werden kann. Bei den Gespr�chen mit 
zahlreichen Entscheidungstr�gern in der Politik wurde allerdings eines klar - eine 
gesetzliche Verpflichtung zur Vorsorge in diesem oder auch in den n�chsten 
Jahren wird mit hoher Wahrscheinlichkeit politisch durchgesetzt werden.
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| Unternehmenskompass 2011

Im Jahr 2011 hat der CDH - Forschungsverband, wie 
jedes Jahr, exklusiv f�r Handelsvertreter CDH den 
Unternehmenskompass angeboten. Die Zahlen des 
eigenen Betriebes vom Vorjahr k�nnen damit mit den 
entsprechenden Daten anderer Handelsvermittlungs-

betriebe, mit Durchschnittswerten der eigenen Branche oder Durchschnittswerten 
der Umsatzgr��enklasse des eigenen Betriebes verglichen werden. Der Unter-
nehmenskompass erm�glicht so den �berbetrieblichen Vergleich von Kosten-
strukturen und Leistungskennzahlen und somit echtes Benchmarking. Deshalb ist 
er ein wertvolles Instrument zur Unternehmensf�hrung. Die jeweiligen Teil-
nehmerdaten werden selbstverst�ndlich so aufbereitet und anonymisiert, dass es 
nicht m�glich ist, andere Betriebe, au�er dem eigenen, zu identifizieren. 

Jeder Teilnehmer erh�lt seine Unternehmensdaten und die Vergleichsdaten zu 
Tabellen und Grafiken aufbereitet, und zwar kurz, �bersichtlich und pr�gnant. 
Das erleichtert die Ermittlung von St�rken und Schw�chen und deren Ursachen. 
Das erm�glicht korrigierende Ma�nahmen und die Festlegung realistischer Ziele. 
Jeder teilnehmende Betrieb erh�lt, neben allgemeinen �bersichten, einen indi-
viduell f�r ihn erstellten Unternehmenskompass.

Im Berichtsjahr war es auch wieder m�glich, die Erhebungsdaten am eigenen PC 
einzugeben und via Intranet an das Institut f�r Handelsforschung zu �bermitteln. 
Auf die gleiche Weise waren auch die Ergebnisse erh�ltlich. Bei diesem Online-
Betriebsvergleich wird durch verschiedene Ma�nahmen maximale Sicherheit ge-
w�hrleistet. Eine Beteiligung konnte aber auch weiterhin durch das Ausf�llen und 
�bersenden der entsprechenden Erhebungsunterlagen erfolgen. Bei allen 
Fragen zu Erl�sen und Kosten im (Online-)Erhebungsbogen ist das jeweilige 
Konto oder sind die jeweiligen Konten des DATEV-Spezialkontenrahmens (SKR)
03 angegeben, in denen die abgefragten Angaben zu finden sind. Das erleichtert 
die Beantwortung wesentlich. Dieser Kontenrahmen wird von Handelsver-
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tretungen, die DATEV-Kunden sind, am h�ufigsten verwendet. Mit dem Unter-
nehmenskompass steht allen CDH-Mitgliedsunternehmen, unabh�ngig von ihrem 
Wirtschaftszweig, ihrer Rechtsform und Unternehmensgr��e, ein hochwertiges 
Analyseinstrument zur Unternehmensf�hrung zur Verf�gung.

| FÇrderung der Kreditvergabe an ExistenzgrÄnder und 
MittelstÅndler

Die CDH informierte im Berichtsjahr die 
CDH-Wirtschaftsverb�nde und die CDH-
Mitglieder �ber die folgende F�rderung 
der Kreditvergabe an Existenzgr�nder 
und Mittelst�ndler: Seit dem 1. April 2011 
�bernimmt die Kreditanstalt f�r Wiederaufbau (KfW)-Bankengruppe deutlich 
h�here Risiken, wenn private Banken und Sparkassen im Rahmen von F�rder-
programmen KfW-Kredite an kleine und mittlere Unternehmen oder an Existenz-
gr�nder vergeben. F�r sogenannte Betriebsmittelkredite an Firmen, die weniger 
als 250 Mitarbeiter haben, h�chstens 50 Mio. Euro Jahresumsatz machen und 
mindestens drei Jahre im Gesch�ft sind, wird eine 50-prozentige Haftungsfrei-
stellung gew�hrt. Im Falle einer Insolvenz des gef�rderten Unternehmens tr�gt 
dessen Hausbank nur noch die H�lfte des Schadens. Die KfW-Betriebsmittel-
kredite, mit denen laufende Ausgaben finanziert und damit Engp�sse �berbr�ckt 
werden k�nnen, d�rfen max. 5 Mio. Euro betragen. Die Chance f�r Mittelst�ndler 
einen KfW-Betriebsmittelkredit �ber ihre Hausbank zu erhalten, d�rfte sich damit 
deutlich verbessert haben.

F�r KfW-Kredite an Existenzgr�nder wird jetzt sogar eine 80-prozentige 
Haftungsfreistellung gew�hrt und das nicht mehr nur f�r max. 50.000 sondern 
jetzt f�r bis zu 100.000 Euro. Einen h�heren Kredit ben�tigen nur 7 % aller 
Existenzgr�nder, so dass es f�r 93 % aller Existenzgr�nder wesentlich leichter 
geworden sein d�rfte, einen F�rderkredit der KfW-Bankengruppe �ber ihre Haus-
bank zu erhalten.
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NEU: 
ONLINE-SEMINARE
FÄR CDH-MITGLIEDER

WEITERBILDUNG / 
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| CDH-Webinare

Im Berichtszeitraum wurde f�r CDH-Mitglieder 
die M�glichkeit geschaffen, an regelm��ig statt-
findenden Online-Seminaren der CDH, den 
Webinaren, zu unterschiedlichen Themen kosten-
los teilzunehmen. Aktuelle Themen werden von fachkundigen Referentinnen und 
Referenten live im Internet vorgetragen. W�hrend des Vortrages k�nnen Fragen 
gestellt werden. Zudem k�nnen im Anschluss individuelle Fragestellungen mit 
dem jeweiligen Referenten im live Chat gekl�rt werden. Die Pr�sentationen und 
das Video des jeweiligen Webinars werden im gesch�tzten Mitgliederbereich auf 
www.cdh.de ins Internet gestellt, so dass sich auch Handelsvertretungen, denen 
eine Teilnahme am Seminar nicht m�glich war, �ber das Thema informieren 
k�nnen. Themen waren unter anderem �Der Internetvertrieb: Ein Feind des 
Handelsvertreters?�, �Die steuerliche Absetzbarkeit von Reisekosten� , �Brief, 
Telefon, E-Mail & Co.: (Un)zul�ssige Kundenakquise?� sowie �Business Plan 
Reloaded - ein st�ndig begleitendes Werkzeug eines jeden Handelsvertreters!�

| Vertriebsangebote fÄr CDH-Mitglieder

Im Jahr 2011 hat die CDH-Organisation nur noch auf der internationalen 
Einrichtungsmesse imm cologne und auf der Hannover Messe einen In-
formationsstand bzw. ein Informationsb�ro eingerichtet. Dort wurden nahezu 190 
Besucher gez�hlt. Die im Jahr 2010 auf den Frankfurter Messen Heimtextil und 
Paperworld und auf der D�sseldorfer CPD erstmals eingerichteten Messest�nde 
hatten die Erwartungen nicht erf�llt. Das galt bereits zuvor f�r die Messeb�ros 
auf diesen Messen und vier weiteren Frankfurter Messen, die deshalb ebenfalls 
nicht mehr eingerichtet wurden. Der Hauptzweck der Messe-Informationsst�nde 
der CDH-Organisation ist die Anbahnung von Gesch�ftskontakten zwischen 
CDH-Mitgliedern sowie in- und ausl�ndischen Unternehmen. Weitere Aufgaben
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bestehen darin, den Wirtschaftsbereich Handelsvermittlung zu repr�sentieren 
und potentielle Mitglieder und Existenzgr�nder �ber das Dienstleistungsangebot 
der CDH-Organisation zu informieren, um neue Mitglieder zu werben. Diese Ziele 
waren mit den bisherigen Messeb�ros nicht mehr zu erreichen.

Die Akquisition von Vertretungsangeboten von den Ausstellern dieser Messen 
wurde jedoch keinesfalls aufgegeben. Au�erdem konnten erstmals Vertretungs-
angebote von den Ausstellern der IWA & Outdoor Classics, der Control, der 
Blechexpo und der aquanale/FSB eingeholt werden. Insgesamt wurden im ver-
gangenen Jahr von der CDH und dem CDH-Wirtschaftsverband Baden-W�rttem-
berg bereits Wochen und Monate vor dem jeweiligen Messebeginn nahezu 700 
Vertriebsangebote von den Ausstellern von 24 internationalen Messen in 
Deutschland eingeholt. Diese Vertriebsangebote waren �ber die Internetseiten 
der CDH 4 bis 8 Wochen vor der jeweiligen Messe und bis zu 2 Monate nach 
deren Ende f�r die CDH-Mitglieder zug�nglich. Au�erdem waren alle rechzeitig 
eingegangenen Angebote sp�testens 1 Woche vor Messebeginn bei allen CDH-
Wirtschaftverb�nden und w�hrend der imm cologne und der Hannover Messe auf 
den CDH-Messe-Informationsst�nden erh�ltlich. Damit hatten CDH-Mitglieder die 
M�glichkeit, bereits vor oder w�hrend eines Messebesuches Kontakt zu den 
ausstellenden Firmen aufzunehmen, die Vertriebspartner suchen.

Dieser Service der CDH und der CDH-Wirtschaftsverb�nde wird von 
Unternehmen, die auf der Suche nach Vertriebspartnern sind, ebenso gesch�tzt, 
wie von den Interessenten. Die mit der CDH kooperierenden Messegesell-
schaften sehen darin ebenfalls eine wichtige Dienstleistung der CDH-Orga-
nisation f�r Aussteller und Messebesucher.

| Messekontakte

Die CDH-Organisation hat zu vielen wichtigen 
Messegesellschaften in Deutschland gute Ver-
bindungen. In den Fachbeir�ten einiger Messen 
sind Repr�sentanten der CDH-Wirtschaftsverb�nde 
und der CDH-Fachverb�nde vertreten. Die CDH ist 
au�erdem Mitglied des Ausstellungs- und Messe-
ausschusses der deutschen Wirtschaft (AUMA). 
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| Kooperation mit der Deutsche Messe AG, der KÇlnMesse 
und der Messe Frankfurt

Mit der Messegesellschaft in Hannover konnte im Jahr 2008 eine Intensivierung 
der Zusammenarbeit erreicht werden. In den Jahren 2011 und 2012 konnten 
deshalb wieder alle CDH-Mitglieder �ber die Internetseiten der CDH-Organisation 
und anschlie�ender Registrierung als Fachbesucher, ein kostenloses Tagesticket 
f�r die CeBIT und eine kostenlose Dauerkarte f�r die Hannover Messe anfordern. 

Die CDH konnte auch erneut allen CDH-Mitgliedern und den Mitgliedern aller 
anderen in der internationalen Union der Handelsvertreter- und Handelsmakler-
verb�nde (IUCAB) zusammengeschlossenen Verb�nde der Einrichtungs-
branchen eine kostenlose Dauerkarte f�r die Internationale Einrichtungsmesse 
imm cologne 2012 anbieten, die dieses Jahr die living interior beinhaltete. Dieses 
Angebot haben fast so viele CDH-Mitgliedsunternehmen wie im Jahr zuvor ge-
nutzt und 358 Gutscheincodes angefordert.

F�r Handelsvertreter stand auch erneut die gro�e Agents Lounge im 
Offenbachsaal zur Verf�gung, die als Ruhezone oder f�r Gespr�che bei 
Getr�nken und einem Snack gut genutzt wurde. Dort fand am zweiten Tag der 
imm cologne 2012 ein informelles Kollegentreffen unter Vorsitz des Vorsitzenden 
des CDH-Fachverbandes Wohnambiente, CDH-Vizepr�sident Stephan Aug, 
statt. Die CDH-Mitglieder wurden zudem dar�ber informiert, dass vom CDH-
Fachverband Wohnambiente wieder ein Messe-Informationsstand eingerichtet 
wurde, auf dem Vertretungsgesuche von Handelsvertretern an Messebesucher 
von Firmen und Ausstellerfirmen weitergegeben wurden, die Vertriebspartner 
suchten. CDH-Mitglieder und die Mitglieder der IUCAB Verb�nde hatten zur imm 
cologne 2012 aber bereits vor der Messe die M�glichkeit, ihr Vertriebsgesuch an 
die CDH zu �bermitteln. Diese Vertretungsgesuche von Handelsvertretern 
wurden von �ber 80 Firmen und Ausstellern sowie Botschafts- und Konsulats-
angeh�rigen, die ihrerseits Vertriebsangebote abgaben, auf dem CDH-Stand 
stark nachgefragt. Die hohe Zahl von insgesamt 205 Besuchern war ma�geblich 
auf die hervorragende Platzierung des in diesem Jahr nochmals deutlich ver-
gr��erten CDH-Messestandes zur�ckzuf�hren.

Die CDH erm�glichte ihren Mitgliedern au�erdem bereits zum dritten Mal, die 
Frankfurter Messe Ambiente 2012 w�hrend der gesamten Messedauer kostenlos 
zu besuchen. Die CDH-Mitglieder haben dazu 251 Ticketcodes f�r Dauerkarten 
abgerufen.



| WEITERBILDUNG / UNTERSTÜTZUNG

40

Auch zur internationalen Eisenwarenmesse 2012 konnten CDH-Mitglieder nach 
2010 erneut Gutscheincodes f�r kostenlose Tageskarten bei der CDH anfordern. 
82 Ticketcodes f�r die Eisenwarenmesse wurden 2012 an CDH-Mitglieder 
�bersandt. 

| CDH-Messen

Eine besondere Dienstleistung, vor allem f�r Kunden aus dem Einzelhandel, 
bieten CDH-Mitgliedsunternehmen zahlreicher Konsumg�terbranchen ihren ver-
tretenen Unternehmen mit der Pr�sentation ihres Sortimentes auf CDH-Messen. 
Im vergangenen Jahr wurden von den CDH-Wirtschaftsverb�nden 51 Muster-
schauen oder Ordertage organisiert oder in ihrem Auftrag durchgef�hrt. Diese 
CDH-Messen leisten einen wichtigen Beitrag zur Erh�hung der Markttransparenz 
und zur Erleichterung des Einkaufs f�r den mittelst�ndischen Einzelhandel. Sie 
sind speziell auf die Anforderungen der jeweiligen Branchen und M�rkte ausge-
richtet und als ausgesprochene Orderveranstaltungen f�r Kunden und Liefe-
ranten eine wertvolle Erg�nzung zu den gro�en �berregionalen und internatio-
nalen Messen. Neben diesem vielf�ltigen Angebot an Musterschauen wird in 
Wallau zweimal j�hrlich auch eine internationale Messe, die internationale Natur-
Textilien-Messe InNaTex durchgef�hrt.

| Amtliche Statistik

Die CDH ist im Arbeitskreis Handelsstatistik im Bundesministerium f�r Wirtschaft 
und Technologie sowie in den beiden Fachaussch�ssen �Handelsstatistik� und 
�Klassifikationen� beim Statistischen Bundesamt bei der Vorbereitung von Erhe-
bungen f�r amtliche Statistiken beratend t�tig, um die Interessen der CDH-
Mitglieder zu wahren.

Sowohl f�r die Jahres- als auch f�r die Monatserhebung im Handel und Gastge-
werbe wurde die Methodik der Stichprobenziehung weiterentwickelt. Nutznie�er ist 
somit auch der Wirtschaftsbereich der Handelsvermittlung auf der Gro�handels-
stufe. Zuk�nftig wird j�hrlich ein Teil der berichtspflichtigen Unternehmen durch 
andere Unternehmen ersetzt. F�r die Jahre 2009 (r�ckwirkend) bis einschl. 2011 
wurde jeweils ein Drittel der bisher befragten Unternehmen ausgetauscht. Ab 2012 
wird j�hrlich ein Sechstel der befragten Unternehmen ausgetauscht.
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Gleichzeitig wird die Teilnahmedauer an diesen Erhebungen f�r die auskunfts-
pflichtigen Unternehmen, auch auf Betreiben der CDH, von zehn auf sechs Jahre 
gek�rzt und dadurch die Dauer der Befragungen der jeweils betroffenen Unter-
nehmen reduziert. Handelsvermittlungsunternehmen mit weniger als 50.000 Euro 
und Gro�handelsunternehmen mit weniger als 1 Million Euro Jahresumsatz sind 
ohnehin von der Monatserhebung befreit.

Die CDH hat diese Aktivit�ten in den Fachaussch�ssen �Handelsstatistik� und 
�Klassifikationen� beim Statistischen Bundesamt begleitet und immer wieder 
dar�ber berichtet. Die CDH hat aber auch die Ergebnisse der Jahreserhebungen 
im Handel zum Wirtschaftsbereich Handelsvermittlung auf der Gro�handelsstufe 
in den Fachaussch�ssen beim Statistischen Bundesamt immer wieder ange-
zweifelt.

Zu Recht, wie sich im Berichtsjahr 2011 he-
rausgestellt hat. Die Anzahl der Handels-
vermittlungsunternehmen auf der Gro�-
handelsstufe wird in der Handelsstatistik 
2009, die im Sommer 2011 ver�ffentlicht 
wurde, mit unseres Erachtens realistischen 
41.674 angegeben. In der Handelsstatistik 
f�r 2008 wurde die Anzahl der Handelsver-

mittler noch mit 22.718 angegeben und in den Jahren zuvor �hnliche Werte aus-
gewiesen. �hnlich verh�lt es sich auch f�r den gesamten Wirtschaftsbereich 
Gro�handel, wenn auch nicht ganz so krass. Die CDH hat die CDH-Wirtschafts-
verb�nde �ber diese Sachverhalte informiert. Mit einem weiteren Anstieg der 
Unternehmenszahlen im Wirtschaftsbereich Handelsvermittlung auf der Gro�-
handelsstufe und im Gro�handel insgesamt in der Jahreserhebung 2010 ist zu 
rechnen und auch f�r die Jahreserhebung 2011 nicht auszuschlie�en.

Die ausgew�hlten Unternehmen sind grunds�tzlich auskunftspflichtig. Die 
Weigerung zur Mitteilung der abgefragten Daten kann mit empfindlichen Bu�-
geldern geahndet werden. Au�er der bereits geschilderten Ausnahme zur 
Monatserhebung, gilt f�r beide Erhebungen eine Ausnahme f�r Existenzgr�nder, 
die im Jahr der Betriebser�ffnung grunds�tzlich von der Auskunftspflicht befreit 
sind. In den beiden Jahren nach der Gr�ndung gilt die Befreiung wenn das 
Unternehmen im abgelaufenen Gesch�ftsjahr weniger als 500.000 Euro Umsatz 
erzielt hat. Die Befreiung ist mit einem Formblatt zu beantragen, dem geeignete 
Dokumente zum Nachweis des Antragsgrundes beizuf�gen sind. Betroffene 
Mitglieder konnten Ausk�nfte dazu bei der CDH erhalten.
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| CDH-Rahmenabkommen

CDH-Mitglieder profitieren durch die CDH-Organisation auch von wirtschaftlichen 
Vorteilen in vielf�ltiger Form. Mit der Nutzung zahlreicher entsprechender 
Abkommen der CDH und der CDH-Wirtschaftsverb�nde haben CDH-Mitglieder 
die M�glichkeit, die Kosten ihres Gesch�ftsbetriebes zu senken. Bei aktiver
Nutzung dieser Abkommen k�nnen die daraus resultierenden Kostenersparnisse 
den CDH-Mitgliedsbeitrag bei weitem �bertreffen.

Die Beschaffung ihrer Gesch�ftsfahrzeuge als ein unverzichtbares Arbeitsmittel 
ist f�r viele CDH-Mitglieder die gr��te betrieblich bedingte Investition. Seit 
einigen Jahren ist deshalb f�r die CDH die Erzielung m�glichst hoher Preis-
nachl�sse f�r Gesch�ftsfahrzeuge ein besonders wichtiger Bereich zur 
Realisierung von Kostenersparnissen f�r die Mitglieder. Die Rahmen- und 
Lieferabkommen der CDH zum verg�nstigten Bezug von Kraftfahrzeugen wurden 
deshalb auch im vergangenen Jahr ausgeweitet und verbessert.

Neu abgeschlossen wurde ein Lieferabkommen mit einem Vertragsh�ndler f�r 
BMW und Mini mit 17 Filialen in Hessen, Ostwestfalen, Niedersachsen und 
Hamburg. Damit konnten die Preisnachl�sse f�r fast alle BMW-Modellreihen zum 
Teil erheblich und f�r Minis sogar drastisch verbessert werden. Ein weiteres neu-
es Lieferabkommen wurde mit einem Vertragsh�ndler der Marken Citroen, 
Peugeot und Renault in Westfalen abgeschlossen. Dort erhalten CDH-Mitglieder 
zus�tzliche Preisnachl�sse, die �ber die Rahmenvertragskonditionen hinausgehen.

Verbessert, zum Teil stark oder mehrfach, wurden die bestehenden CDH-
Rahmenabkommen mit Opel, Citroen, Peugeot und Kia. Attraktive zus�tzliche 
Aktionsnachl�sse boten im Berichtszeitraum au�erdem die CDH-Rahmenver-
tragspartner Renault, Citroen und Mazda sowie der Partnerh�ndler der CDH f�r 
Ford und die Seat Niederlassung Deutschland.

Ein bestehendes Lieferabkommen mit einem Lieferanten von Fahrzeugen der 
Marken Alfa Romeo, Audi, BMW, Chevrolet, Fiat, Honda, Hyundai, Jeep, Kia, 
Lancia, Mercedes-Benz, Mitsubishi, Porsche, Skoda, Subaru, Suzuki und VW-
Nutzfahrzeugen konnte im Berichtszeitraum auf Fahrzeuge der Marke Land 
Rover erweitert und f�r drei Audi-Baureihen verbessert werden. 

Weitere Vertr�ge bestehen auch f�r Volvo, Toyota, Lexus und mit Nissan, Hyundai,
sowie zwei Vertragsh�ndlern der Marke Audi, einem VW-Vertragsh�ndler und mit
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einem Vertreter der Firma SpaceCamper zum verg�nstigten Bezug von 
Businessmobilen auf Basis des VW T5.

Verg�nstigungen genie�en CDH-Mitglieder auch beim Tanken. F�r eine mini-
male monatliche Geb�hr von 1 Euro sind Shell-Tankkarten erh�ltlich, die an allen 
Shell-, Dea-, Esso- und Avia-Tankstellen in Deutschland genutzt werden k�nnen.
An deutschen Shell-Tankstellen wird f�r Dieselkraftstoff ein Preisnachlass von 
2,5 Cent netto pro Liter und f�r hochwertige Schmierstoffe weiterhin ein 
Preisnachlass von 20 % gew�hrt. Die Nutzer profitieren aber vor allem von einer 
erheblichen Arbeitsersparnis f�r sich und ihre Mitarbeiter, sowie von geringeren
Buchhaltungskosten. Die Shell-Tankkarte der CDH wird deshalb von vielen CDH-
Mitgliedsfirmen genutzt, deren Zahl betr�chtlich erh�ht werden konnte.

F�r CDH-Mitglieder gelten bei der Autovermietung Europcar eigene spezielle und 
sehr g�nstige Tarife f�r alle Anmietungen in Deutschland. Dieses Angebot wurde 
im Jahr 2011 weiterhin intensiv genutzt, auch wenn der Vorjahresrekordumsatz 
nicht mehr ganz erreicht wurde.

CDH-Mitglieder haben exklusiv die M�glichkeit, sich gegen berufsspezifische 
Risiken zu versichern, f�r die es zum Teil sonst auf dem Markt keinen Ver-
sicherungsschutz gibt. Das erm�glichen die Rahmenabkommen der CDH-Wirt-
schaftsverb�nde mit HDI-Gerling �ber die auch f�r zahlreiche andere Ver-
sicherungen f�r die Risikovorsorge im privaten Bereich Sonderkonditionen oder 
mit Kombipolicen interessante Paketl�sungen angeboten werden. Mit der 
Nutzung eines von der CDH-Organisation mit HDI-Gerling speziell konzipierten 
Angebotes k�nnen sich rentenversicherungspflichtige CDH-Mitglieder von der 
Rentenversicherungspflicht befreien. Im Bereich der Altersvorsorge er�ffnen die 
Rahmenabkommen mit HDI-Gerling CDH-Mitgliedsunternehmen M�glichkeiten, 
die mit denen von Gro�unternehmen vergleichbar sind. Denn damit k�nnen sie 
ihren Mitarbeitern f�r den Aufbau ihrer privaten Altersvorsorge f�r die gesamte 
Bandbreite der Versicherungsl�sungen die gesetzlich vorgesehene M�glichkeit 
der Gehaltsumwandlung zur Beitragszahlung anbieten.

Au�erdem haben fast alle CDH-Wirtschaftsverb�nde mit der DKV Deutsche 
Krankenversicherung AG sogenannte Gruppenversicherungsvertr�ge abge-
schlossen, die Beitragserm��igungen f�r deren Mitglieder beinhalten.

Die EKGS GmbH, der CDH-Partner f�r Telekommunikation bietet allen CDH-Mit-
gliedern jetzt ein neues Serviceportal zur Optimierung ihrer Telefonkosten im
Festnetz & Mobilfunk. Unter www.cdh.eingang.in k�nnen sie nun alle Angebote
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von o2 Telef�nica und Vodafone direkt ansehen und pers�nlich mit den Beratern 
der EKGS GmbH Kontakt aufnehmen. Das gleiche gilt auch f�r das Festnetz-
und Internetangebot der Telekom. Dieser f�r CDH-Mitglieder kostenfreie Service 
beinhaltet die Beratung f�r die Tarif- und Endger�teauswahl. Die langj�hrige 
Erfahrung der EKGS GmbH im Telekommunikationsmarkt ist der entscheidende 
Vorteil f�r die Mitglieder bei der Auswahl des richtigen Anbieters und Endger�tes. 
Eine auf die Bed�rfnisse des jeweiligen Interesenten abgestimmte, neutrale Be-
ratung ist oftmals sehr teuer und aufwendig - hier f�r CDH-Mitglieder einfach und 
ohne Zusatzkosten! Der Service w�hrend der Vertragslaufzeit erfolgt dann �ber 
den ausgew�hlten Netzbetreiber. �ber dieses Angebot hinausgehende Beratung 
ist f�r 1,-- �/Minute m�glich (wird vorher angesagt). Neben der richtigen Auswahl 
des Anbieters ist auch die richtige Tarifwahl von gro�er Bedeutung, denn nur mit 
dem richtigen Tarif und der richtigen Hardware ist sichergestellt, dass das Werk-
zeug Telefon auch optimal funktioniert. Dabei reicht oftmals auch die Umstellung 
auf einen aktuellen Tarif oder in einen anderen Rahmenvertrag aus, um eine 
Ersparnis von 10% bis 40% zu erzielen. Das geschulte EKGS-Team erstellt 
interessierten Mitgliedern gerne eine unverbindliche Kostenvergleichsanalyse.

Das derart erneut verbesserte Telekommunikationsangebot der CDH wird des-
halb von den CDH-Mitgliedern rege genutzt. Zus�tzlich ist ein Rahmenvertrag 
des CDH-Landesverbandes Niedersachsen/Bremen mit T-Mobile f�r alle CDH-
Mitglieder nutzbar.

Ein Abkommen der CDH mit dem Verlag Gruner + Jahr erm�glicht CDH-Mit-
gliedern die Financial Times Deutschland und die Monatszeitschriften impulse, 
capital sowie die Wochenzeitschrift B�rse Online mit Preisnachl�ssen zu 
abonnieren, die zwischen 66 und 78 Prozent liegen.

Auch der Softwareanbieter und CDH-Rahmenvertragspartner Haufe-Lexware 
bietet Preisnachl�sse f�r CDH-Mitglieder.

Die M�glichkeiten zu Einsparungen werden durch die kostenlose CDH-Visa-
Business-Card f�r CDH-Mitglieder abgerundet. Diese Kreditkarte hat zudem den 
Vorteil, dass erst 28 Tage nach Erstellung der jeweiligen Monatsabrechnung die 
damit beglichenen Ausgaben vom Konto des Karteninhabers abgebucht werden.

Ein weiteres Rahmenabkommen besteht mit der MEDIT�V Rhein-Ruhr GmbH & 
Co KG, einem Anbieter f�r sicherheitstechnische und arbeitsmedizinische
Betreuung von CDH-Mitgliedsbetrieben, die Mitarbeiter besch�ftigen, zur Er-
f�llung der entsprechenden Unfallverh�tungsvorschriften.
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áFFENTLICHTKEITS-
ARBEIT

| Presse

Medienpr�senz ist wichtig, um 
das Image des Wirtschaftsbe-
reiches in der �ffentlichkeit nach-
haltig zu st�rken. Die CDH pflegt 
intensive Kontakte zu den Me-

dien und nutzt auch alle Social-Media-M�glichkeiten, um �ber Handelsver-
tretungen und ihre Bedeutung in der Wirtschaft zu informieren. An die Tages-, 
Wirtschafts- und Fachpresse sowie an die IHK-Zeitschriften wurden regelm��ig 
Pressemeldungen versandt, die zum einen �ber die Entwicklung in dem 
Wirtschaftsbereich informieren, zum anderen die Position der CDH zu aktuellen 
Fragen deutlich machen. Die CDH sprach sich unter anderem gegen die PKW-
Maut aus, warnte vor einer K�rzung des Gr�ndungszuschusses, pl�dierte f�r 
eine Erh�hung der Verpflegungspauschalen im Zuge der Reisekostenreform und 
forderte geringere Steuern auf Benzin und Diesel.

Die Fachpresse als wichtige Informationsquelle f�r die Unternehmen aus 
Industrie und Handel wurde regelm��ig mit Informationen versorgt. Zwei 
Fachzeitschriften, Lederwarenreport und RAS, stellen der CDH in ihren monatlich 
erscheinenden Ausgaben jeweils eine Seite f�r Meldungen zur Verf�gung. F�r 
die allgemeine Presse u. a SalesBusiness und Zeitschriften von IHK�s wurden 
Artikel rund um den Wirtschaftsbereich Handelsvermittlung verfasst und ver-
�ffentlicht.

Regelm��ig aktualisiert wurde die Rubrik 
�So sieht�s die CDH� auf der CDH-Home-
page www.cdh.de. Dort nimmt die CDH 
kurzfristig zu aktuellen Themen Stellung, die 

in Wirtschaft und Politik diskutiert werden und die den Wirtschaftsbereich betreffen. 
Ziel ist es, dass die CDH intensiv an der politischen und wirtschaftlichen 
Diskussion teilnimmt, um als Verband in der �ffentlichkeit und bei der Presse 
Beachtung und Geh�r zu finden. 
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Erstmals seit einigen Jahren wurde wieder ein CDH-Presse-
spiegel erstellt. Er erschien im Juni 2011 in gedruckter Form. Seit 
dieser Zeit werden die zahlreichen Ver�ffentlichungen auf den
Internetseiten der CDH unter www.cdh.de/presse/pressespiegel
zur Verf�gung gestellt.

Die CDH arbeitet auch im Arbeitskreis �Medienanalyse� des Gemeinschaftsaus-
schusses der Deutschen Gewerblichen Wirtschaft mit. Der Arbeitskreis befasst 
sich mit der Frage, wie das Bild des Unternehmens im Fernsehen � �ffentlich-
rechtlich und privat � dargestellt wird. Dazu wurde ein Forschungsauftrag ver-
geben. 

| H&V Journal

Das H&V Journal spielt nach wie vor eine zentrale 
Rolle in der Informationspolitik der CDH. Die 
Zeitschrift richtet sich an die Mitglieder, die von 
kompetenten Autoren �ber alle Fragen, die mit der 
unternehmerischen T�tigkeit und mit der Aus�bung 
des Berufes im Vertriebssektor zusammenh�ngen, 
informiert werden. Das H&V Journal dient aber auch 
zur Berichterstattung der �ffentlichkeit �ber die 
Aktivit�ten der CDH-Organisation und die Dar-
stellung der Position der CDH zu aktuellen 
politischen Fragen. 

Positiv ausgewirkt hat sich der Wechsel zum Gabler Verlag, der sich als gro�e 
Verlagsorganisation intensiv f�r die Verbandszeitschrift einsetzt. Der Zeitschrift 
wurden auch acht Seiten aus der Gabler-Zeitschrift SalesBusiness beigef�gt, um 
das Themenspektrum f�r die CDH-Mitglieder zu erweitern.

Im Berichtszeitraum hat die CDH auch begonnen, verst�rkt QR-Codes einzu-
setzen, in der Zeitschrift u.a. beim Urteil des Monats. 

Nach wie vor gut angenommen wird das H&V Journal-Archiv, ein Service, mit dem 
die Redaktion die Aufbewahrung einzelner Artikel leichter macht. Interessierte 
Mitglieder k�nnen dort Artikel aus dem aktuellen H&V Journal sowie aus fr�heren 
Ausgaben als pdf-Datei herunterladen oder ausdrucken. 
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www.cdh.de

| CDH im Internet

Im Berichtszeitraum wurde ein weiterer Relaunch 
der www.cdh.de gestartet. Konsequent werden 
die Internetseiten zu einer Wissens- und Infor-
mationsplattform weiterentwickelt. Der Internetauftritt der CDH richtet sich zum 
einen an die interessierte �ffentlichkeit und gibt Aufschl�sse �ber die CDH-
Organisation und den Wirtschaftsbereich. Zum anderen bietet die CDH eine F�lle 
von Fachinformationen, teils im offenen Bereich, teils im gesch�tzten Mitglieder-
bereich. Neu eingerichtet wurde auch ein Handelsvertreter-Blog auf den Fachver-
bandsseiten im Internet, um Mitgliedern die Gelegenheit zu geben, sich �ber 
branchenspezifische Fragen auszutauschen.

Die CDH-Internet-Plattform f�r Handel und Absatz hat sich weiter positiv ent-
wickelt, wie die stark gestiegenen Zugriffszahlen belegen. In allen wichtigen 
Suchmaschinen steht die handelsvertreter.de � ebenso wie die cdh.de � national 
und international an Top-Positionen. 

Unter der Domain �come-into-contact� 
haben sich die Plattformen handels-
vertreter.de sowie die Plattformen an-

derer IUCAB-Mitglieder zu einer internationalen Vertretungsb�rse zusammen-
geschlossen. Beigetreten sind im Berichtszeitraum die IUCAB-Mitglieder �ster-
reich, Schweden, Frankreich, Zypern, D�nemark und die Schweiz. 

Mitglieder der Gesch�ftsf�hrung der CDH moderieren auch die CDH-Gruppe auf 
Xing, der Internet-Plattform f�r die Anbahnung und Pflege von (Gesch�fts)-
Kontakten. Im Berichtszeitraum ist die Gruppe deutlich angewachsen, immer 
mehr Handelsvertreter und Interessenten haben sich ihr angeschlossen. Auch 
bei Twitter und Facebook erscheinen regelm��ig Meldungen der CDH.

Seit Januar 2012 setzt die CDH verst�rkt QR-Codes ein. Smartphones 
mit Kamera und einer entsprechenden App k�nnen die QR-Codes inter-
pretieren. Seit einigen Ausgaben ist beispielsweise das Urteil des Mo-

nats im H&V Journal mit einem QR-Code versehen. Auch von unterwegs kann 
nun der vollst�ndige Text im gesch�tzten Mitgliederbereich abgerufen werden. 

In Wikipedia und anderen Internet-Lexika werden die CDH-Seiten regelm��ig 
gepflegt.
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| Mitgliederwerbung

Mitgliederwerbung spielt unver�ndert eine gro�e Rolle im Rahmen der Aktivit�ten 
der CDH. Diese wurden im Berichtszeitraum weiter verst�rkt, um die Landesver-
b�nde zu unterst�tzen. 

F�r die Mitgliederwerbung wurde ein neuer Flyer f�r die Gesamtorganisation von 
der CDH erstellt. Dabei sind die Erkenntnisse aus einer gemeinsamen Direkt-
marketingschulung bei der Deutschen Post AG eingeflossen, die die CDH als 
Angebot f�r die Landesverb�nde im Sommer 2011 in Berlin organisiert hatte. 
Aktualisiert wurde auch das Lobbyblatt. 

Intensiv weiter betrieben wurde auch die Recherche der Kontaktdaten von 
potentiellen Mitgliedern. Zwei neue Werbebriefe wurden von der CDH konzipiert,
die an die neu gewonnenen Kontaktadresse gesandt wurden. Eine gezielte Tele-
fonaktion folgt dann nach.

F�r die Marketingma�nahmen der CDH-Landesverb�nde sind von der CDH 
verschiedene Werbebriefe in das Intranet f�r Landesverb�nde auf den 
Internetseiten der CDH eingestellt worden. Die Landesverb�nde haben auch die
M�glichkeit, ihre eigenen Werbeschreiben einzustellen, auch daraus k�nnen 
andere Landesverb�nde Anregungen entnehmen. 

Im Internetauftritt der CDH ist ein gesonderter Interessentenbereich eingerichtet 
worden, der, mit monatlich wechselnden Kennw�rtern versehen, ein gutes 
Instrument zur Mitgliederwerbung ist. Dort k�nnen die eingeloggten Interessenten 
kostenlos und unverbindlich Leistungen der CDH kennen lernen z. B. das Muster 
eines Handelsvertretervertrages, das H&V Journal sowie Vertretungsangebote. 

Als erfolgreiches Instrument hat sich in der Vergangenheit 
neben der Mitgliederwerbung durch die CDH und die CDH-
Landesverb�nde auch die Weiterempfehlung der CDH durch 
ihre eigenen Mitglieder erwiesen. Im Berichtszeitraum wurde
gemeinsam mit den Landesverb�nden ein bundeseinheit-
liches Pr�mienmodell geschaffen: F�r eine solche erfolg-
reiche Werbung erh�lt der Werber nun von seinem Landes-
verband eine Pr�mie von 50 Euro, unabh�ngig davon, in 
welchen Landesverband das neue Mitglied eintritt. Ver-

tretertagungen, Messebesuche oder Informationsveranstaltungen bieten eine gute
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Gelegenheit, Handelsvertreter-Kollegen anzusprechen um ihnen die Vorteile der 
Mitgliedschaft in der CDH-Organisation vor Augen zur f�hren.

| CDH-Vertriebsbarometer

Zweimal j�hrlich f�hrte die CDH seit vielen Jahren ihre Konjunkturumfrage durch. 
Sie gibt Aufschluss �ber die Gesch�ftslage bei den CDH-Mitgliedsbetrieben 
sowie deren Einsch�tzung der zuk�nftigen konjunkturellen Perspektiven. Die 
Ergebnisse sind aufschlussreich f�r die CDH. Sie werden auch in verschiedener 
Weise publiziert, so in der Presse und in der Verbandszeitschrift �H&V Journal�.
Der einzelne Handelsvertreter erh�lt durch die Ergebnisse einen gewissen 
Orientierungsrahmen, indem er seine eigene Situation mit dem Durchschnitt 
seiner Branche vergleichen kann.

Die CDH-Konjunkturumfrage wurde im Berichts-
zeitraum zum Vertriebsbarometer ausgebaut. 
Dies geschah in zweifacher Hinsicht: Zum einen 
wurde die Befragungsmethode ge�ndert. Der
Fragebogen wird nun nicht mehr in Papierform 
per Post verschickt, sondern online im Internet 
zur Verf�gung gestellt. Die Mitglieder erhalten 

zum Befragungszeitraum per E-Mail einen Link. Mit diesem Link haben sie 
direkten Zugriff auf den Fragebogen und k�nnen ihn ausf�llen und abschicken. 
Die CDH bietet damit allen Mitgliedern die M�glichkeit, mit minimalem Aufwand 
an der Befragung teilzunehmen.

Ein weiterer Ausbau der Konjunkturerhebung ist in Hinblick auf den Befragungs-
turnus geplant. Statt wie bisher zweimal im Jahr soll das Vertriebsbarometer drei-
oder sogar viermal erhoben werden.

Mit dem Vertriebsbarometer hat die CDH eine einzigartige M�glichkeit ge-
schaffen, die Konjunktur im Vertrieb kontinuierlich zu analysieren. Handels-
vertretungen, die st�ndig im Gespr�ch mit den Gesch�ftskunden auf der Ab-
nehmerseite stehen und ihr Orderverhalten kennen, gewinnen zu einem sehr 
fr�hen Zeitpunkt Informationen �ber die Entwicklung der M�rkte. Insofern ist der 
Vertrieb ein guter Seismograph f�r wirtschaftliche Entwicklungen insgesamt. Die 
erste Befragung in der neuen Form ist im M�rz 2012 durchgef�hrt worden und 
auf gro�e Resonanz gesto�en. 
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| Informationen

Die Versorgung der Mitglieder mit einer Vielzahl von Informationen, die mit der Ge-
sch�ftst�tigkeit und den entsprechenden Rahmenbedingungen im Zusammenhang 
stehen, ist eine der zentralen Aufgaben des Verbandes. Daher wurde auch im Be-
richtszeitraum eine Vielzahl von Merkbl�ttern neu erstellt bzw. aktualisiert. So 
wurden einige Merkbl�tter zu Steuerfragen aufgrund von gesetzlichen �nderungen 
aktualisiert, neu verfasst wurden die Merkbl�tter �Pflichtangaben auf Gesch�fts-
briefen� und �Pflichtangaben f�r das Impressum von Internetseiten�. Alle mittler-
weile 57 Merkbl�tter k�nnen im Internet im gesch�tzten Mitgliederbereich herunter-
geladen werden. 

Das CDH-interne Informationspapier �aktuell intern� wurde zu einem attraktiven 
Newsletter ausgebaut, der auch auf den Seiten f�r die CDH-Landesverb�nde im 
Internet als Gesamtmeldung und als Einzelmeldung heruntergeladen werden kann. 

| Kontakte

� Networking in der Politik: Die parlamentarischen Herbstveranstaltungen in 
Berlin wurden von der CDH genutzt, um die Kontakte mit den Entscheidungs-
tr�gern in der Politik zu vertiefen. So konnten die aktuellen Anliegen des Wirt-
schaftsbereiches zum Teil sogar unmittelbar mit den zust�ndigen Ministern er-
�rtert werden u. a. mit der Bundesministerin f�r Arbeit und Soziales, Dr. 
Ursula von der Leyen, dem Bundesminister f�r Wirtschaft und Technologie, 
Dr. Philipp R�sler, und dem parlamentarischen Staatssekret�r beim BMWi, 
Ernst Burgbacher MdB.

� Im Verb�ndehaus in Berlin fand der Sommerempfang des Handels am 27. 
Juni 2011 mit zahlreichen Teilnehmern aus Wirtschaft und Politik statt. Die 
Gesch�ftsf�hrung der CDH nahm diese M�glichkeit zum Networking fast 
vollst�ndig wahr. 

� Die Hauptgesch�ftsf�hrung der CDH nahm am Sommerempfang des Parlaments-
kreises Mittelstand des CDU/CSU-Bundestagsfraktion (PKM) am 5. Juli in Berlin teil.

� Mitgewirkt wurde auch an der Tagung des Handelsausschusses des DIHK am 
19. Oktober 2011 in Berlin.
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� Teilgenommen hat die Gesch�ftsf�hrung auch am Kongress der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion �Wettbewerb im Handel� im Handel am 30. November in 
Berlin.

� Mit Bundeswirtschaftsminister Dr. Philipp R�sler als 
Gastgeber und Bundesarbeitsministerin Dr. Ursula von 
der Leyen stellten sich am 9. Januar 2012 in Berlin 
zwei Mitglieder des Bundeskabinetts den Anregungen 
und Fragen der 15 im Gemeinschaftsausschuss der 
Deutschen Gewerblichen Wirtschaft vereinten Spitzenverb�nde, darunter 
auch die CDH. F�r die CDH nahmen an diesem konstruktiven Gedankenaus-
tausch zum Jahresbeginn CDH-Pr�sident Heinrich Schmidt und die beiden 
Mitglieder der CDH-Hauptgesch�ftsf�hrung RA Eckhard D�pfer und RA 
Hermann H. Pfeil teil. Themen, die besprochen wurden, waren u.a. die �ber-
bordende Staatsverschuldung in einigen L�ndern der Eurozone, steuer-
politische Fragen, Vorstellungen einer zuk�nftigen Energiepolitik, Mindest-
l�hne sowie die Einbeziehung der Selbst�ndigen wie Handelsvertreter in die 
Rentenversicherung.

| Veranstaltungen

� CDH-Hauptversammlung 2011

Die �ffentliche Vortragsveranstaltung fand 
am 16. Mai 2011 im gro�en Festsaal des 
Roten Rathauses in Berlin statt. Nach den
Gru�worten von Richard Zips, Vorsitzender 
des Wirtschaftsverbandes f�r Handelsver-
mittlung und Vertrieb Nordost (CDH) e.V. in 
Berlin, und Dr. Jens-Peter Heuer, Staats-

sekret�r in der Senatsverwaltung f�r Wirtschaft, Technologie und Frauen des 
Landes Berlin, sprachen Dipl.-Ing. Heinrich Schmidt, Pr�sident der CDH, und 
Ernst Burgbacher (MdB), Parlamentarischer Staatssekret�r im Bundesminister-
ium f�r Wirtschaft und Technologie in Berlin, der das
Thema �Mittelstandspolitik der Bundesregierung� be-
leuchtete. Den Festvortrag hielt Alexander Mackat, 
Marketingspezialist und Buchautor zum Thema �Das 
deutsch-deutsche Geheimnis�.
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� CDH-Wirtschaftsverb�nde

�� Der CDH-Wirtschaftsverband K�ln Bonn Aachen richtete den 6. K�lner 
Vertriebstag am 15. September 2011 in K�ln aus.

�� Hauptredner auf der Jahresveranstaltung des CDH-Wirtschaftsverbandes 
Baden-W�rttemberg am 24. Oktober 2011 in Stuttgart war Prof. G�tz W. 
Werner, Gr�nder und Aufsichtsratsmitglied der dm-drogerie markt GmbH, der 
zum Thema �1.000 Euro f�r jeden� ausf�hrte.

�� Der 9. Internationale Handelsvertretertag des CDH-Wirtschaftsverbandes 
Ostwestfalen-Lippe fand am 7. November 2011 in Bielefeld statt.

�� Der 5. Internationale Handelsvertretertag Rhein-Ruhr wurde vom CDH-
Wirtschaftsverband Rhein-Ruhr am 2. Dezember 2011 in D�sseldorf 
durchgef�hrt.

�� Der Internationale Handelsvertretertag des CDH-Wirtschaftsverbandes 
Westfalen-Mitte fand am 29. Februar 2012 in M�nster statt.

�� Auf der Vortragsveranstaltung anl�sslich des Verbandstages am 20. April 
2012 des Wirtschaftsverbandes der Handelsvertretungen Hessen-Th�ringen 
referierte Waldemar H�tte, Gesch�ftsf�hrer des Wittenberg-Zentrums f�r 
globale Ethik zum Thema �Erst kommt das Fressen, dann die Moral! � Wo 
bleibt die Ethik in der Wirtschaft?�
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